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Vorwort der Kommunalen Spitzenverbände 

Geoinformationen existieren seit die Menschen Karten zur Orientierung zeichnen. In der Vergangenheit stand 

das Kartenwerk im Vordergrund. Oft hatte dieses unterschiedliche Generalisierungen und eigene Darstellungen 

der Inhalte, was ein gewisses Alleinstellungsmerkmal der jeweiligen Karte bedeutete. Die Anforderungen an 

Karten und Geodaten haben sich aber in den letzten Jahren massiv gewandelt. Wirtschaft, Wissenschaft und 

Zivilgesellschaft fordern einen einfacheren Zugang zu den Datenschätzen der Kommunen. Die Informations-

dichte nimmt ständig zu, Datenauswertungen und -darstellungen erfolgen heute meist raumbezogen. Als Folge 

davon und durch die Initiative des eGovernments werden Rahmenbedingungen für die Vereinheitlichung von 

Daten und Schnittstellen benötigt.   

In sehr vielen Kommunen ist das Thema Geodatenmanagement inzwischen Bestandteil der täglichen Arbeit, 

was die Zahl und die Qualität der in diesem Bericht zu findenden erfolgreichen Anwendungen in Städten, Krei-

sen und Gemeinden eindrucksvoll belegt. Durch die zunehmende Digitalisierung innerhalb der kommunalen 

Geschäftsbereiche können vielfältigste Informationen mittels Geoinformationssystemen (GIS) erfasst und auch 

bereit gestellt werden.  

Mit der INSPIRE-Richtlinie wurde eine Entwicklung zum Aufbau einer europäischen Geodateninfrastruktur ge-

startet, die auf nationaler Ebene durch die Geodatenzugangsgesetze von Bund und Ländern fortgesetzt wird. 

Intensiv begleitet und unterstützt wird diese Entwicklung durch Gremien auf Bundes-, Länder- und Kommunal-

ebene. In den vergangenen Jahren haben sich die kommunalen Spitzenverbände und die politisch Verantwort-

lichen in den Kommunalverwaltungen dafür eingesetzt, das Thema Geoinformationen den politischen Ent-

scheidungsträgern näher zu bringen und dafür geworben, kommunales Geodatenmanagement und einheitliche 

Geodatenportale einzurichten.   

Daher sind wir dankbar, dass das Kommunale Koordinierungsgremium Geodateninfrastruktur Deutschland 

(KoKo GDI-DE) der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände in Kooperation mit dem Runden 

Tisch GIS e.V. durch die bundesweite GDI-Umfrage wichtige Hinweise über den Einsatz von Geoinformationen 

und Geodatendiensten in den Städten, Kreisen und Gemeinden sowie die interkommunalen Aktivitäten zu-

sammengetragen hat. An der 2012 durchgeführten Umfrage haben sich 1018 Kommunen beteiligt. Der vorlie-

gende Bericht umfasst die wesentlichen Ergebnisse der Umfrage mit den sich daraus ergebenden Handlungs-

feldern. Den Beteiligten ist klar, dass die noch zu leistenden Aufgaben und Arbeiten sehr aufwändig und inten-

siv sind.  

Der unbestrittene Mehrwert der Geoinformationen im Alltag bildet eine große Chance für alle Kommunen, akti-

ver und unverzichtbarer Teil der bundesweiten Geodateninfrastruktur zu sein. Geodaten und deren Auswertun-

gen sind für die unterschiedlichsten kommunalen Fragestellungen ein wesentlicher Baustein zur Unterstützung 

von politischen und verwaltungsinternen Entscheidungen. Die kommunalen Spitzenverbände haben in ihrem 

gemeinsamen Wirken eine gute Basis geschaffen, die es lohnt, weiter verbreitet zu werden.  

 

   

Hilmar von Lojewski 

Beigeordneter des Deutschen 

Städtetages für Stadtentwicklung 

Bauen, Wohnen und Verkehr 

Dr. Kay Ruge 

Beigeordneter des Deutschen 

Landkreistages für Verfassung, 

Europa und Neue Medien 

Norbert Portz 

Beigeordneter des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes für Stadtentwicklung, 

Wohnungswesen und Raumordnung 
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Vorwort des ĂRunder Tisch GIS e.V.ñ zur bundesweiten kommunalen Umfrage 

Anfang der 80er Jahre waren die Kommunen, vor allem die großen Städte, Pioniere der GIS-Entwicklung in 

Deutschland. Heute zählen die Kommunen wegen ihres breiten Anwendungsspektrums und wegen ihres wert-

vollen Datenbestandes zu den wichtigsten und größten Marktsegmenten des Geoinformationsmarktes in 

Deutschland.  

Die Geoinformationsbranche ist eine Querschnittsbranche mit großen Wachstumspotentialen in zahlreichen 

Geschäftsfeldern von Wirtschaft und Verwaltung, insbesondere im Dienstleistungssektor. Wenn man allerdings 

nach detaillierten Kenngrößen zum kommunalen Geoinformationsmarkt sucht, wie Marktvolumen, Betriebsmo-

delle, Zahl der Beschäftigten in Städten, Landkreisen und Gemeinden oder Verschränkung der Geoinformation 

mit  der IT und dem e-Government, dann fehlen - von Einzelfällen abgesehen - brauchbare Zahlen für einen 

bundesweiten Vergleich. Dementsprechend unterschiedlich und widersprüchlich fallen die Bewertungen zur 

Leistungsfähigkeit und Bedeutung von Geoinformationen in Kommunen aus. 

Einen aktuellen Überblick über den  Stand der Entwicklung des Geoinformationswesens im nationalen, europä-

ischen und internationalen Kontext liefert der 2012 erschienene dritte Geo-Fortschrittsbericht der Bundesregie-

rung.  Eine solche Darstellung fehlt den Kommunen bisher. Diese Lücke wird mit der Studie zur bundesweiten 

kommunalen Umfrage 2012 weitgehend geschlossen.  

Der ĂRunder Tisch GIS e.V.ñ an der TU München, dessen Hauptziel die Förderung der Geoinformatik in Wirt-

schaft, Verwaltung und Wissenschaft  ist, unterstützt seit Jahren den Einsatz von Geoinformationssystemen  in 

Kommunen durch praxisnahe Forschungsprojekte sowie der Herausgabe von speziellen Leitfäden und Infor-

mationsbroschüren. Vor diesem Hintergrund begrüßte der Runder Tisch GIS e.V. die Anfrage des Kommuna-

len Koordinierungsgremiums GDI-DE nach einer Unterstützung und Mitarbeit bei der Marktanalyse. 

Ein wichtiges Ziel der bundesweiten Umfrage ist, mehr Transparenz  in den nach Breite und Tiefe sehr  hetero-

genen kommunalen Geoinformationsmarkt zu bringen. Insbesondere sollte der Status Quo und das Potential 

der Kommunen für den künftigen Ausbau von Geodateninfrastrukturen erfasst werden. Die Studie bestätigt, 

dass neben den amtlichen Geobasisdaten der Länder viele der für leistungsfähige länderspezifische,  nationale 

und europäische  Geodateninfrastrukturen (INSPIRE) relevanten Datenbestände in Kommunen erfasst und 

gepflegt werden. Damit zeichnet sich für die Zukunft eine stufenweise Weiterentwicklung der Geoinformation im 

kommunalen Bereich ab: Von heutigen Geoinformationssystemen zu kommunalen Geodateninfrastrukturen 

und deren Vernetzung mit landesweiten Geodateninfrastrukturen bis hin zu einer europäischen Geodateninfra-

struktur INSPIRE. 

Die zahlreichen Grafiken in der Studie lassen erkennen, dass die Geodateninfrastrukturen heute noch nicht 

über die Grenzen von Kommunen und Ländern hinauskommen. Nimmt man die Anforderungen länderübergrei-

fender nationaler und europäischer Geodateninfrastrukturen zum Maßstab, dann stehen die Kommunen vor 

großen Herausforderungen, um das Potential von modernen Geodateninfrastrukturen ausschöpfen zu können. 

ĂDen politischen Entscheidungstrªgern muss klar gemacht werden, dass ohne Investitionen in den Geoinforma-

tionsbereich ein z¿giger Ausbau von Geodateninfrastrukturen und INSPIRE wesentlich erschwert wird.ñ So ein 

Fazit der Studie. 

Ein Haupthindernis auf dem Weg zu einer durchgängigen nationalen GDI- bzw. INSPIRE-Architektur ist die 

bisher unzureichende Einbeziehung der Kommunen in einigen Ländern. Ein Grund hierfür sind mangelnde 

Kenntnisse über Umfang und Qualität der in Frage kommenden kommunalen Geodaten. Ferner ist die Mög-

lichkeit der Kommunen in die Entwicklung von GDI und INSPIRE zu investieren teilweise gering, weil die not-

wendigen Ressourcen nicht zur Verfügung gestellt werden.  

Die Ergebnisse der Umfrage sind hervorragend geeignet, die großen Fortschritte, die beim Einsatz der GIS-

Technologie in Kommunen und innerhalb von interkommunalen Kooperationen in den letzten Jahren erzielt 

worden sind, sichtbar zu machen. Eine Podiumsdiskussion anlässlich der 1. Internationalen INSPIRE-

Konferenz im Herbst 2012 hat deutlich gemacht, dass die Darstellung des Mehrwertes von Geodateninfrastruk-

turen für Politiker, Entscheidungsträger, kommunale Spitzenverbände deutlich ausgebaut werden sollte. Die 

GDI-Gremien des Bundes und der Länder sollten bei ihren Anstrengungen zum Ausbau der Geodateninfra-

strukturen noch deutlich mehr unterstützt werden. 
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Lassen Sie die Kartenbilder auf den nächsten Seiten auf sich wirken und überzeugen Sie sich persönlich von 

der großen Bedeutung des Geschäftsfeldes Geoinformation in Kommunen. Dieses Geschäftsfeld wird künftig 

trotz Google (Earth) und Microsoft (Bing) weiter stark wachsen. 

Mein Dank gilt dem Projektleiter Herrn Dr. Ostrau und seinen Kolleginnen und Kollegen vom Kommunalen Ko-

ordinierungsgremium GDI-DE für ihr herausragendes ehrenamtliches Engagement sowie den Vertretern der 

kommunalen Spitzenverbände für die erfolgreiche Zusammenarbeit.   

 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre. 

Ihr M. Schilcher  

 

 

Prof. Dr. Matthäus Schilcher,  

Vorsitzender des Vorstandes des ĂRunder Tisch GIS e.V.ñ  
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Management Summary / Abstract 
Das Thema Geoinformationen ist inzwischen in sehr vielen Kommunen angekommen, wenn auch in unter-

schiedlichen Ausprägungen. Da bisher keine fundierte Erhebung über den kommunalen Geodateneinsatz so-

wie über die Aktivitäten zum Aufbau der Geodateninfrastruktur Deutschland (GDI-DE) vorliegen, hat das Kom-

munale Koordinierungsgremium der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände (KoKo GDI-DE) in 

Kooperation mit dem ĂRunder Tisch GIS e.V.(RTGIS)ñ im Zeitraum Januar ï März 2012 eine bundesweite 

kommunale Umfrage mit der Zielsetzung durchgeführt, den Status Quo und die Entwicklung im Bereich der 

kommunalen Nutzung von Geoinformationen zu ermitteln. 

Nunmehr liegt deren Auswertung in Form dieser Studie vor. Sie gibt den Stand zum Zeitpunkt der Abfrage wie-

der und berücksichtigt zudem aktuelle Entwicklungen, wie beispielsweise die Ergebnisse der 1. Nationalen 

INSPIRE Konferenz, den Bericht Georeferenzierung von Geodaten des Rates für Sozial- und Wirtschaftsdaten 

sowie die Ergebnisse des 3.Geo-Fortschrittsberichtes der Bundesregierung. Handlungsoptionen werden auch 

mit Blick auf das Steuerungsvorhaben Ăfºderales Informationsmanagementñ des IT-Planungsrats aufgezeigt.  

An dieser bisher einmaligen bundesweiten Umfrage haben sich 78 kreisfreie Städte, 222 Kreise, 74 Ver-

bandsgemeinden sowie 644 kreisangehörige Gemeinden beteiligt, somit insgesamt 1018 Kommunen. Die Be-

teiligungsquote im Bereich der Kreise und kreisfreien Städte liegt bei rund 75%. Trotz hoher Umfragebeteili-

gung und damit verbundener repräsentativer  Aussagekraft sind weitere Analysen sinnvoll (z.B. länderspezifi-

sche Betrachtungen, fachdatenbezogene Untersuchungen, Ermittlung von Synergien), auf die hier allerdings 

aus Kapazitätsgründen verzichtet werden musste. Die Auswertung der Umfrage erhebt daher auch nicht den 

Anspruch auf Vollständigkeit. Inhaltlich orientiert sich die Studie an den Themenfeldern Organisation der Kreis-, 

Stadt- und Gemeindeverwaltungen, interkommunale Zusammenarbeit, konzeptionelle, inhaltliche und techni-

sche Umsetzungsaspekte, interne und öffentliche Bereitstellung diverser Fachinformationen, Bedarfs- und Nut-

zerorientierung sowie die Beurteilung der Gesamtentwicklung. Die Ergebnisse können wie folgt zusammenge-

fasst werden: 

¶ Die große Mehrheit der Kreise und kreisfreien Städte sowie viele kreisangehörige Kommunen setzen  
bereits Geoinformationssysteme unterschiedlichster Ausprägungen und Technologien ein und stellen ei-
ne Vielzahl von Fachinformationen sowohl behördenintern als auch öffentlich zur Verfügung. 

¶ Die aktive Nutzung von Geoinformationen trägt zu einer ressourcensparenden Aufgabenwahrnehmung 
bei.  

¶ Bestehende Geoportale der Kommunen sind trotz inhaltlicher und technischer Heterogenität eine gute 
Ausgangsbasis, die angestrebte ebenenübergreifende Geodateninfrastruktur (GDI) weiter auszubauen.  

¶ Öffentliche kommunale Geodatenangebote sind zurzeit meist angebotsorientiert, nicht nutzungsorientiert 
ausgeprägt. 

¶ Geodaten verschiedener Behörden aus einer Hand anzubieten scheitert häufig an unterschiedlichen Ge-
bühren/Entgelten sowie verschiedenartigen Vertriebsstrukturen. 

¶ Die Durchdringung der Geodatentechnologie in der Kommunalverwaltung hat angesichts der umfassen-
den Bedeutung der Geoinformationen noch erhebliches Ausbaupotential und sollte weiter vorangetrieben 
werden. 

¶ Interkommunale Kooperationen sind eine typische Ausprägung eines funktionierenden Geodatenmana-
gements. Sowohl auf regionaler Ebene als auch auf Ebene der Kreise, kreisfreien Städte und Gemein-
den existieren bereits zahlreiche interkommunale Kooperationen, die unterschiedlich motiviert sind. Di-
verse gute Praxisbeispiele belegen die umfangreichen kommunalen Aktivitäten.  

Im Ergebnis können mit dieser Studie die kommunalen Interessen nun auch auf Bundesebene besser wahrge-

nommen werden. Sie trägt zu einem weiteren Ausbau der Geodateninfrastruktur (GDI-DE) insbesondere aus 

kommunaler Sicht bei und bildet einen wichtigen Baustein f¿r das Steuerungsvorhaben ĂFöderales Informati-

onsmanagementñ des IT-Planungsrats. Kommunalen Entscheidungsträgern und Praktikern wird zudem die 

Möglichkeit eröffnet, ihre GDI-Aktivitäten im Vergleich zu anderen Verwaltungen besser beurteilen und Hand-

lungsempfehlungen umsetzen zu können.  



Einsatz von Geoinformationen in den Kommunen 

9  

 

1. Einleitung  

Geoinformationen sind aus dem täglichen Leben nicht mehr wegzudenken. Egal, ob jemand mit Auto und Na-

vigationssystem unterwegs ist, ein Haus baut, einen Stromanschluss benötigt oder nur ein Grundstück unter 

Ber¿cksichtigung spezifischer Interessen (Umweltbelastung, Naturraum, Infrastruktur é) erwerben mºchte, 

den Einsatz von erneuerbaren Energien erwägt, sich für siedlungsstrukturelle und sozioökonomische Unter-

schiede einer Region oder Kommune interessiert, Verkehrsumleitungen nutzt oder zur Kommunalwahl geht. 

Zur Beantwortung solcher oder anderer Fragestellungen werden prinzipiell Geodaten und deren Auswertung 

benötigt. Im kommunalen Bereich haben mindestens 80 % aller Entscheidungen einen Bezug zu Geoinformati-

onen; sie sind damit zu einem wesentlichen Bestandteil des modernen Verwaltungsmanagements geworden, 

deren Bedeutung weiter steigen wird. Mithilfe von Geoinformationen lassen sich kommunalpolitische Zielset-

zungen, integrative Planungsprozesse sowie strategische Entscheidungen sachorientiert herbeiführen und 

anschaulich erläutern.  

Durch die Einführung des Internets sind die Möglichkeiten der Bereitstellung von Informationen um ein Vielfa-

ches gestiegen. In der Vergangenheit sind Geodaten in den unterschiedlichsten Systemen erfasst und gespei-

chert worden; der Datentransfer von einem System ins andere stellte die Nutzer mitunter vor große Herausfor-

derungen. Zahlreiche Initiativen wirken diesem Umstand aktiv entgegen. Geoinformationen einheitlich über 

Kommunal-, Länder- und Bundesgrenzen hinaus bereit zu stellen und dazu eine technische Geodateninfra-

struktur (GDI) aufzubauen, gewinnen enorm an Bedeutung. Die Interoperabilität von Geodaten und -diensten 

steht dabei im Mittelpunkt des Interesses. Die Frage nach den Fachsystemen tritt zunehmend in den Hinter-

grund. Der integrative verfahrens- und verwaltungsübergreifende Ansatz setzt sich durch, Insellösungen wer-

den sukzessive abgebaut. Die Einbindung in Gesamtarchitekturen steht mehr und mehr im Fokus. Maßgeblich 

beeinflusst werden die aktuellen Entwicklungen im Bereich des Geoinformationswesens sowie der nationalen 

Geodateninfrastruktur (GDI-DE) durch die europäische Richtlinie zum Aufbau einer Geodateninfrastruktur 

INSPIRE (Infrastructure for Spatial Information in Europe). Mit dem Aufbau der GDI soll der Zugang zu verteilt 

vorgehaltenen Geoinformationen und zu Diensten verbessert und vereinfacht werden. Die nationalen Rahmen-

bedingungen sind mittlerweile im Bundesgeodatenzugangsgesetz sowie in den Geodatenzugangsgesetzen der 

Länder festgelegt worden. Zur bundesweiten Koordinierung innerhalb Deutschlands wurde die ĂGeodateninfra-

struktur ï Deutschlandñ (GDI-DE) ins Leben gerufen und u.a. ein Lenkungsgremium (LG GDI-DE) gebildet, in 

dem auch die kommunalen Spitzenverbände vertreten sind (Abbildung 1). 

  

Abbildung 1: Organisation und Aufgaben des KoKo GDI-DE 

 

2011 wurde das Kommunale 

Koordinierungsgremium (KoKo-

GDI-DE) aus Vertreterinnen 

und Vertretern der kommuna-

len Spitzenverbände gebildet, 

um die kommunalen Themen 

zu b¿ndeln und Ămit einer 

Stimmeñ in die GDI-DE einbrin-

gen zu können. 

Die Vorgaben und Abstimmun-

gen im Rahmen des Len-

kungsgremiums GDI-DE sind 

darauf ausgerichtet, Qualität, 

Quantität und Benutzerfreund-

lichkeit von Geodaten zu stei-

gern und ihre Nutzung zu ver-

stärken.  
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2. Kommunale GDI-Umfrage  

2.1 Motivation und Zielsetzung  

Bisher gab es keine bundesweite systematische Erhebung über den kommunalen Geodateneinsatz und die 

Aktivitäten der Kommunen zum Aufbau der kommunalen Geodateninfrastruktur (GDI). Angesichts dessen hat 

das Kommunale Koordinierungsgremium der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände (KoKo 

GDI-DE) in Kooperation mit dem ĂRunder Tisch GIS e.V. (RTGIS)ñ im Zeitraum Januar ï März 2012 eine kom-

munale Umfrage durchgeführt.  

Die Studie soll dazu beitragen, die Arbeit des KoKo-GDI-DE optimal organisieren und Handlungsfelder definie-

ren zu können. Neben einer kommunalen Bestandsaufnahme wird es Entscheidungsträgern und kommunalen 

Praktikern ermöglicht, ihre Aktivitäten im Vergleich zu anderen Verwaltungen beurteilen und Handlungsempfeh-

lungen umsetzen zu können. Die Studie gliedert sich in sechs Teilbereiche. 

Teil 1 umfasst organisatorische Aspekte sowie mögliche Unterschiede der Aktivitäten in Abhängigkeit der 

Größe bzw. Geschäftsprozesse der Kommunen. Analysiert wird die Wahrnehmung der Aufgabe Geodatenma-

nagement in den Kreis-, Stadt- und Gemeindeverwaltungen. Hinterfragt werden auch die Aktivitäten sowohl in 

der eigenen Verwaltung als auch in Form der Übernahme durch andere Behörden oder Stellen.  

Teil 2 der Studie untersucht die interkommunale Zusammenarbeit. Gefragt wird nach der quantitativen Betei-

ligung an regionalen, kreisübergreifenden Kooperationen sowie an interkommunaler Zusammenarbeit mit den 

kreisangehörigen Kommunen. Zudem werden die Anzahl der Kooperationspartner und die qualitativen  Aus-

prägungen der interkommunalen Zusammenarbeit  näher analysiert. 

Im Teil 3 werden konzeptionelle und inhaltliche Umsetzungsaspekte näher untersucht. Im Vordergrund 

stehen die Umsetzungsstände zur Bereitstellung von Geodaten, Metadaten und Diensten. Hinterfragt wird zu-

dem, inwieweit in den Kommunen GIS-Konzepte in Form von Pflichtenheften vorliegen und bereits fach- bzw. 

verwaltungsübergreifende Geoinformationssysteme eingerichtet worden sind. Einen weiteren Schwerpunkt 

bildet die Bereitstellung von verschiedenen Geofachinformationen in den Kommunen. Unterschieden wird zwi-

schen verwaltungsinterner und öffentlicher Bereitstellung.  

Teil 4 der Studie behandelt technische Umsetzungsaspekte. Hinterfragt werden die technische Anbindung 

an ein kommunales Behördennetz, die zentrale Geodatenhaltung z.B. in stadt-, gemeinde- bzw.  landkreis-

übergreifenden Datenbanken sowie die zentrale Datenbereitstellung von Geo Web Services.  

Teil 5 der Studie behandelt die Bedarfs- und Nutzerorientierung. Neben einer Nutzeranalyse (z.B. Anzahl 

registrierter Nutzer und Anzahl der Nutzerzugriffe auf Bürgerinformationssysteme) werden die Nutzeranforde-

rungen von Bürgern und Unternehmen näher analysiert. Wesentliche Kriterien sind u.a. die Nutzung für Pla-

nung und Vollzug, für politische Entscheidungsfindung sowie die nutzergerechte Darstellung der Daten nach 

abgestimmten einheitlichen Präsentationsregeln. Der letzte Teil der Studie behandelt die Beurteilung der Ge-

samtentwicklung. Die Anforderungen für eine verbesserte Integration von Geoinformationen in die allgemeinen 

eGovernment-Entwicklungen werden skizziert. 

Teil 6 der Studie beinhaltet eine allgemeine Beurteilung der Gesamtentwicklung in den Bereichen Geoda-

teninfrastruktur/ Geoinformationen.  

Folgende Fragestellungen wurden im Rahmen der Studie näher untersucht: 

Á Wie ist der aktuelle Einführungsgrad von Geoinformationen/Geodatenmanagement/GDI in den Kom-

munalverwaltungen?  

Á Wie ist das bisherige Nutzenpotenzial von Geoinformationen sowie deren Prozesseinbindung zu beur-

teilen? 

Á Wo liegen mögliche Verbesserungspotenziale für den Einsatz von Geoinformationen und wo wird wei-

teres Optimierungspotenzial gesehen? 
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2.2 Kommunale Beteiligung an der GDI-Umfrage  

Die Verteilung der Umfrage erfolgte Anfang 2012 über die Geschäftsstellen der kommunalen Spitzenverbände. 

Darüber hinaus wurden durch die Mitglieder des Kommunalen Koordinierungsgremiums bis Mitte März 2012 

konkrete Nachfassaktionen durchgeführt. Abbildung 2 veranschaulicht die Gesamtbeteiligung an der Umfrage.  

 

Abbildung 2: Gesamtbeteiligung an der bundesweiten GDI-Umfrage 

Die befragten Kommunen haben 

als Identifikationsmerkmal den 

amtlichen Gemeindeschlüssel 

(AGS) aus dem Gemeindever-

zeichnis des Statistischen Bun-

desamtes (Stand III. Quartal 

2011) angeben. Über die Auswahl 

dieses Schlüssels wurde die Zu-

ordnung nach Verwaltungsebe-

nen ï Gemeinde, Verbandsge-

meinde, Kreis ï festgelegt. Stadt-

staaten und kreisfreie Städte hat-

ten nach diesem Verzeichnis 

mehrere Möglichkeiten, die Ver-

waltungsebene anzugeben. 

Dadurch wurden teilweise Um-

schlüsselungen notwendig. 

Die Umfrage hat mit 1018 Rück-

meldungen ein über das gesam-

te Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland gestreutes Ergebnis 

erbracht. Mit Ausnahme Berlins 

haben sich alle Bundesländer an 

der Umfrage beteiligt. Es zeigen 

sich nur wenige regionalspezifi-

sche Lücken in der Beantwortung. 

Damit sind die Aussagen der Be-

fragung repräsentativ bezogen 

auf die gesamte Bundesrepublik 

sowie auf die prozentuale Beteili-

gung. Angesichts der heteroge-

nen Beteiligung der Gemeinden 

wird allerdings auf die statistische 

Unsicherheit diesbezüglicher 

Aussagen hingewiesen. 

 

Mit 224 Gesamtantworten und einem Anteil von 22% stellt Baden-Württemberg die höchste Beteiligung. Aller-

dings relativieren erhebliche verwaltungsstrukturelle Unterschiede innerhalb der Bundesrepublik solche Zahlen 

erheblich, wie der Vergleich mit Nordrhein-Westfalen verdeutlicht (202 Gesamtantworten).  

Zum Zeitpunkt der Abfrage gibt es in Deutschland 11.292 kreisangehörige Städte und Gemeinden
1
, 107 

kreisfreie Städte und 295 (Land-)Kreise einschließlich des Regionalverbandes Saarbrücken, der Region 

Hannover sowie der Städteregion Aachen, die dem Deutschen Landkreistag angehören. Darüber hinaus gibt 

                                                      

1
 Quelle: Statistische Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland, Zahlen zum 1. Januar 2012. 
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es in Baden-Württemberg insgesamt neun Stadtkreise, die im Folgenden zu den kreisfreien Städten gezählt 

werden (Stadtkreise Heilbronn, Baden-Baden, Mannheim, Freiburg im Breisgau, Stuttgart, Karlsruhe, Heidel-

berg, Pforzheim, Ulm).  

Aus Vereinfachungsgründen wird nachfolgend die Umfragebeteiligung begrifflich getrennt nach kreisfreien 

Städten (einschließlich Stadtkreisen), Kreisen (einschließlich Regionen) sowie kreisangehörigen Kom-

munen (einschließlich Gemeindeverbänden) vorgenommen. Somit ergibt sich folgende Beteiligung: 

                 

Abbildung 3: GDI-Umfrage - Beteiligung kreisfreie Städte und Kreise 

78 kreisfreie Städte, 222 Kreise, 74 

Verbandsgemeinden sowie 644 

kreisangehörige Gemeinden, somit 

insgesamt 1018 kommunale Betei-

ligungen.  

Abbildung 3 veranschaulicht die 

Beteiligung der kreisfreien Städte 

und Kreise.  

Von den insgesamt 402 Kommu-

nen dieser Verwaltungsgliede-

rungsebene haben 300 an der Um-

frage teilgenommen, was einer 

Beteiligung von rund 75% ent-

spricht.  

Die Beteiligung der kreisfreien 

Städte lag mit 78 von 107 bei 

rund 73%, die der Kreise  bei 222 

von 295, was einer Beteiligungs-

quote von rund 75% entspricht.
 
 

Die höchsten Beteiligungsquoten 

sind in Sachsen (100%), Baden-

Württemberg (91%), Nordrhein-

Westfalen (90%), Brandenburg 

(83%) und in Niedersachsen (80%) 

zu verzeichnen.  

In den Bundesländern Baden-

Württemberg, Berlin, Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Nord-

rhein-Westfalen und Sachsen ist 

das Liegenschaftskataster den 

Kreisen und kreisfreien Städten als 

Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach 

Weisung übertragen worden.  

 

Die Beteiligungsquote der kreisangehörigen Städte und Gemeinden ist in den Bundesländern sehr unter-

schiedlich. Abbildung 4 veranschaulicht die Beteiligung und Verteilung der an der Umfrage teilnehmenden 

kreisangehörigen Kommunen. Angegeben sind die absolute Zahl der Beteiligungen in den Bundesländern so-

wie der prozentuale Anteil an der Gesamtanzahl der kreisangehörigen Städte, Gemeinden und Verbandsge-

meinden (Kreisdiagramm).  
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Abbildung 4: Beteiligung an der GDI-Umfrage (kreisangehörige Städte und Gemeinden) 

Insgesamt haben 74 Ver-

bandsgemeinden sowie 

644 kreisangehörige 

Städte und Gemeinden 

an der Umfrage teilge-

nommen.  

Die absolut höchsten 

Beteiligungen sind in Ba-

den-Württemberg (184 

Kommunen) und Nord-

rhein-Westfalen (154), 

gefolgt von Bayern (109) 

und Niedersachsen (92) 

zu verzeichnen. Im Ge-

gensatz dazu ist die Be-

teiligung in Hessen, 

Sachsen und Branden-

burg gering, was insbe-

sondere auf die fehlende 

Beteiligung einzelner 

Landessektionen der 

kommunalen Spitzenver-

bände zurückzuführen ist. 

Eine regionale Besonder-

heit stellen die Ver-

bandsgemeinden dar. 

 

74 Rückmeldungen gab es auf dieser Verwaltungsgliederungsebene aus der Hälfte aller Bundesländer, im 

Einzelnen aus: Niedersachsen (25), Mecklenburg-Vorpommern (16), Rheinland-Pfalz (8), Thüringen (8), Bay-

ern (6), Sachsen-Anhalt (5), Baden-Württemberg (3), Schleswig-Holstein (2) und Sachsen (1). Die Verbands-

gemeinden repräsentieren eine Zahl von insgesamt 568 Gemeinden, womit die Anzahl der antwortenden Stel-

len um 498 Kommunen ansteigen würde, unterstellt man, dass die jeweilige Verbandsgemeinde für sämtliche 

Mitglieder stellvertretend geantwortet hat. 

Welche Verwaltungsebene die Umfrage beantwortet hat, variiert regional. Hier sind länderspezifische Beson-

derheiten in der Verwaltungsorganisation, aber auch der Urbanisierungsgrad ausschlaggebend. So haben bei-

spielsweise in Nordrhein-Westfalen mit einer erheblichen Anzahl großer kreisangehöriger Kommunen entspre-

chend viele geantwortet, während in Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern die Rückmeldungen insbe-

sondere der Verbandsgemeinden auffallen, die nur in einigen Bundesländern existieren. 

Die relativ hohe Anzahl der Beteiligungen beispielsweise in Baden-Württemberg mit 184 Kommunen lässt 

sich einerseits auf die gestaffelte und gut abgestimmte Vorgehensweise mit gezielten Nachfrageaktionen sowie 

durch die direkte Ansprache der Gemeinden durch die Kreise zurückführen. Andererseits setzen bereits viele 

auch kleinere Gemeinden Geoinformationssysteme ein, die oftmals in Kooperation mit kommunalen Zweckver-
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bänden oder im Gemeindeverwaltungsverband betrieben werden. Zudem hosten
2
 einige Landkreise auch Ge-

meindesysteme oder kooperieren im Bereich Geodatenaustausch direkt mit ihren kreisangehörigen Kommu-

nen. Nicht zuletzt sei auch die Unterstützung des Landesamtes für Geoinformation und Landentwicklung Ba-

den-Württemberg (LGL) erwähnt.  

Die hohe Beteiligung in Nordrhein-Westfalen mit 154 Kommunen ist ähnlich wie in Baden-Württemberg ei-

nerseits auf die abgestimmte Vorgehensweise mit gezielten Nachfrageaktionen, andererseits auf die direkte 

Ansprache der Gemeinden durch die Kreise zurückzuführen und in beiden Bundesländern ein Indiz für bereits 

praktiziertes Geodatenmanagement.  

Angesichts siedlungsstruktureller und länderspezifischer Besonderheiten in der Verwaltungsorganisation sind 

die Beteiligungszahlen sowohl absolut als auch relativ im Verhältnis zur Gesamtzahl der Kommunen pro Bun-

desland analysiert worden. Demnach ergibt sich z.B. für Baden-Württemberg mit 184 Kommunen und einer 

Gesamtzahl von 1103 Kommunen eine Quote von 17 %, in Bayern mit 109 Kommunen und einer Gesamtzahl 

von 2074 Kommunen eine Quote 5,3 % sowie in Nordrhein-Westfalen mit 154 von insgesamt 396 Kommunen 

eine Quote von 39 %. Betrachtet man abschließend noch das Beispiel Rheinland-Pfalz, wo sich 18 von 2295 

Kommunen oder 0,8 % beteiligt haben und Schleswig-Holstein mit 14 von 1114, d.h. 1,3 %, verdeutlicht dies 

die strukturellen Unterschiede hinsichtlich der Beteiligung an der GDI-Umfrage. Diese resultieren zudem aus 

verschiedenen Diskussionsständen hinsichtlich der landespezifischen Geodateninfrastrukturen, der INSPIRE-

RL sowie den sich daraus ergebenden Verpflichtungen des kommunalen Sektors. Untersuchungen zur soge-

nannten Ăkommunalen Betroffenheitñ sind derzeit in einigen Bundesländern in Arbeit, meist initiiert durch die 

Kommunalen Spitzenverbände. Hier hat die entsprechende Diskussion die Kommunen bereits erreicht, was 

auch die Fähigkeit und Bereitschaft der an dieser Umfrage teilnehmenden Kommunen erklärt. Zusammenfas-

send resultieren regionale Unterschiede in den Abfrageergebnissen häufig aus: 

Á einem unterschiedlichen Grundverständnis des Themas Geoinformation, 

Á unterschiedlichen politischen Zielsetzungen bzw. Auslegungen der INSPIRE-RL durch die Länder, 

Á unterschiedlichem Kenntnis-/Wissensstand bezogen auf geoinformationstechnische Fachterminolo-

gien, 

Á unterschiedlichen für das Thema Geoinformation verantwortlichen und federführenden Stellen in den 

Verwaltungen, 

Á dem allgemeinen Stand der GDI-Diskussion im jeweiligen Bundesland sowie 

Á möglichen Fehlinterpretationen von Teilen des Erhebungsbogens.  

Trotz hoher Umfragebeteiligung mit 1018 Rückmeldungen und der repräsentativen Aussagekraft erhebt die 

Auswertung der Umfrage nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. An zahlreichen Stellen sind weitere Ana-

lysen sinnvoll (z.B. länderspezifische Betrachtungen, fachdatenbezogene Untersuchungen, Ermittlung von  

Synergien), auf die allerdings aus Kapazitätsgründen in dieser Studie verzichtet werden musste.  

Statistische Unschärfen ergeben sich zum einen aus der unterschiedlichen Verwaltungsstruktur und der daraus 

resultierenden nur bedingten Vergleichbarkeit in den verschiedenen Bundesländern. Zum anderen wirkt sich 

auch die fehlende Beteiligung einzelner Regionen aus, in denen es bereits heute gute Beispiele leistungsfähi-

ger Geodateninfrastrukturen und interkommunaler Zusammenarbeit gibt, die aber mangels Beteiligung in der 

Auswertung nicht berücksichtigt worden sind. Außerdem haben Interpretationsfreiräume im Fragenverständnis 

dieser Umfrage einen signifikanten Einfluss auf das Gesamt- und die (regionalen) Teilergebnisse. Schließlich 

bestimmt auch die jeweilige behördeninterne, fachbezogene Zugehörigkeit der antwortenden Stellen möglich-

erweise das Antwortverhalten. Demzufolge sind alle Aussagen und abgeleiteten Empfehlungen dieser Unter-

suchung immer unter den vorgenannten Prämissen und Rahmenbedingungen zu betrachten, einzuordnen und 

zu gewichten. 

                                                      

2
 Datenhosting: Übernahme der Datenhaltung.  
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3. Ergebnisse der kommunalen GDI-Umfrage  

3.1 Organisatorische Aspekte  

Daten mit Raumbezug (Geodaten) werden heutzutage für vielfältige strategische und operative Fragestellun-

gen in Politik und Verwaltung nutzbar gemacht, erzeugen damit Mehrwerte u.a. in schnelleren und verbesser-

ten Entscheidungsfindungen und dienen zur besseren Veranschaulichung von Sachverhalten gegenüber den 

Bürgern.
3
 Die entsprechenden  Aufgaben werden als ĂGeodatenmanagement (GDM)ñ bezeichnet und umfas-

sen u.a. die Aufbereitung von Geodaten und Metadaten, die Einbindung in kommunale Geschäftsprozesse 

sowie die Bereitstellung der Daten über Geoportale. Das Geodatenmanagement in den Kommunen hat sich in 

den letzten Jahren stark verändert ï weg von technikorientierten Speziallösungen hin zu einer querschnittsori-

entierten Aufgabenwahrnehmung mit breitem Gesamtnutzen.
4 
 

 

 

Abbildung 5: Geodatenmanagementaktivitäten in den Kreisen und 

kreisfreien Städten 

Die kommunale Umsetzung von GDM umfasst 

die technische Bereitstellung von Geodaten in 

einem Geografischen Informationssystem 

(GIS), mit dessen Hilfe Daten erfasst, bearbei-

tet, analysiert und über Geoportale veran-

schaulicht werden können. Die Bereitstellung 

der Daten wird dabei kontinuierlich verbessert, 

um Nutzerzahlen systematisch zu erhöhen und 

den medienbruchfreien Einsatz des GIS in den 

Prozessen der Fachverwaltungen zu veran-

kern. Gleichzeitig sollen neue Anforderungen 

der Geodatenbereitstellung aus Politik und 

Verwaltung umgesetzt werden.  

Mit der Aufgabe GDM sind diverse personelle 

und organisatorische Maßnahmen verbunden, 

wie beispielsweise die Koordinierung aller GIS-

Anwendungen einer Behördenebene, die Be-

ratung der Fachbereiche bei der Auswahl, der 

Einführung und Betreuung von GIS-

Anwendungen, der Ausbildung von Anwendern 

sowie die Vernetzung interner und externer 

Geoinformationen in Form von Prozessen. 

Abbildung 5 veranschaulicht die Wahrneh-

mung der Aufgabe Geodatenmanagement in 

den Kreisen und kreisfreien Städten.
5
 Die 

überwiegende Anzahl führt die Aufgaben in 

Eigenregie durch, in wenigen Fällen ist sie auf 

sonstige Institutionen/Rechenzentren ausgela-

gert worden. Nur 40 bzw. 13% der insgesamt 

300 Kommunen geben an, keine Aktivitäten 

durchzuführen. GIS-Konzepte liegen bei 120 

bzw. 40% der Kreise und kreisfreien Städte 

vor.  

                                                      

3
 http://www.kgst.de/themenfelder/informationsmanagement/e-government/geodatenmanagement.dot; 19.11.12.  

4
 Siehe auch KGST- Bericht (2006): Angewandtes Geodatenmanagement. Eine Matrix zur Entscheidungsunterstützung (B 6/2006). 

5
 Geodatenmanagement ist in den meisten Kommunen keine Pflichtaufgabe, sondern gehört zu den freiwilligen Aufgaben im eigenen 

  Wirkungskreis. Allerdings sind die aus den lªnderspezifischen Geodatenzugangsgesetzen resultierenden Aufgaben (Ăkommunale  

  Betroffenheitñ) als Pflichtaufgaben der Kommunen anzusehen. 

http://www.kgst.de/themenfelder/informationsmanagement/e-government/geodatenmanagement.dot
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46 bzw. ca. 15% der Kommunen geben an, über ältere GIS-Konzepte zu verfügen, bestehende gerade fortzu-

schreiben, derzeit neu zu erstellen oder Strategiepapiere, Anforderungskataloge oder Pflichtenhefte für einzel-

ne GIS-Komponenten zu haben. Zu Konzepten gehören Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen, wobei erforderliche 

Analysen insbesondere durch den nur schwer quantifizierbaren Nutzen belastet werden. Dieses erklärt, wes-

halb derartige GIS-Konzepte noch nicht oder unzureichend vorhanden sind.
 
 

Hilfestellungen für die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen haben u.a. die KGST und der ĂRunder Tisch GIS e.V.ñ 

bereits vor einigen Jahren mit Tabellenwerken und Handlungsleitfäden vorgelegt. Die genannten Studien un-

tersuchen die Wirtschaftlichkeit von Geoinformationssystemen (GIS) im kommunalen eGovernment und stellen 

Kosten und Nutzen kommunaler GI-Systeme heraus. Auf diese Weise können auch verschiedene Alternativen 

des Betriebs abgewogen und die Wirtschaftlichkeit gegebenenfalls erhöht werden.
6
 Zur Umsetzung der Studien 

fehlt es in den Kommunen allerdings häufig an Personal, das sich der Konzepterstellung einschließlich Wirt-

schaftlichkeitsbetrachtungen widmen kann. Oftmals werden derartige Arbeiten auch extern vergeben, sofern 

finanzielle Mittel dafür bereitstehen.  

Abbildung 6 und Abbildung 7 veranschaulichen die Wahrnehmung der Aufgabe Geodatenmanagement (GDM) 

in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden (Blau).  

 

Abbildung 6: Interne Wahrnehmung der Aufgabe Geoda-

tenmanagement in den kreisangehörigen Städten und 

Gemeinden 

 

Abbildung 7: Ausgelagerte, externe Wahrnehmung der 

Aufgabe Geodatenmanagement in den kreisangehörigen 

Städten und Gemeinden 

 

                                                      

6
 Siehe auch KGST- Bericht (2006): Angewandtes Geodatenmanagement. Eine Matrix zur Entscheidungsunterstützung (B 6/2006). 

  Runder Tisch GIS e.V. (2006):  Wirtschaftlichkeit von GIS. Leitfaden für das kommunale eGovernment; 

  URL.: http://www.rtg.bv.tum.de/images/stories/downloads/projektarbeit/leitfden/leitfaden_2008_11_12.pdf, 21.11.2012; 

  Städtetag Nordrhein-Westfalen: "Geodatenmanagement - Eine Handlungsempfehlung"; Herausgeber: Städtetag Nordrhein-Westfalen,  

  AG Geodatenmanagement des AK Kommunales Vermessungs- und Liegenschaftswesen des Städtetages NRW, September 2003.  
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Eine hohe Anzahl kreisangehöriger Kommunen führt die Aufgabe Geodatenmanagement in Eigenregie durch. 

Bei einer beträchtlichen Anzahl von Verwaltungen ist die Aufgabe auf andere Institutionen, Rechenzentren 

oder Anbieter aus der freien Wirtschaft im Rahmen von PPP-Projekten (z.B. durch regionale Energieversorger 

oder Abwasserzweckverbände) ausgelagert worden. Der Anteil der kreisangehörigen Gemeinden, die Anwen-

dungen und Daten durch ihren jeweiligen Kreis betreuen lassen, ist vergleichsweise gering, steigt aber kontinu-

ierlich an.
7
 Bei näherer Betrachtung der Wahrnehmung des Geodatenmanagements in den kreisangehörigen 

Städten und Gemeinden lassen sich folgende Tendenzen feststellen. 

Für etwa 11% der 11.292 Gemeinden des DStGB ist das Thema Geodatenmanagement in Abhängigkeit der 

jeweiligen Geschäftsprozesse und der damit verbundenen personellen Ausstattung ein Thema, das angesichts 

des hohen Nutzens praktiziert wird. Dabei besagt die Größenordnung einer Gemeinde noch nicht viel; so ist 

eine Stadt mit 150.000 Einwohnern in Nordrhein-Westfalen noch kreisangehörig, während eine Stadt mit 

50.000 Einwohnern in Bayern den Charakter einer Kreisstadt hat. Entscheidend sind somit die Geschäftspro-

zesse, die in einer Gemeinde wahrgenommen werden. 

Im Vergleich der Bundesländer ist ähnlich wie bei anderen Themenfeldern festzustellen, dass es in Nordrhein-

Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachsen eine besonders ausgeprägte GDM Aktivität gibt, 

die sich bei näherer Betrachtung dieser Umfrage in den Themenfeldern widerspiegelt. So finden sich in den 

Gemeinden mit intensiv betriebenem GDM auch eine ausgeprägte Vernetzung, interkommunale Zusammenar-

beit, Anbindungen an Regionalinitiativen und der Aufbau von Geodateninfrastrukturen als Indikator für kommu-

nales Geodatenmanagement wieder. 

 

3.2 Interkommunale Zusammenarbeit  

In einigen Bereichen der Bundesrepublik Deutschland sind mittlerweile kommunal initiierte Kooperationen zum 

Aufbau von Geodateninfrastrukturen (GDI) gebildet worden. Unterschieden wird zwischen regionalen, kreis-

übergreifenden Kooperationen mit mindestens 10 Kommunen - Regionalinitiativen - und einer Zusammenar-

beit mit kreisangehörigen oder anderen (benachbarten) Kommunen.  

Nachfolgend werden zunächst die Regionalinitiativen näher untersucht. Die dazu angefertigten Abbildungen 

veranschaulichen nur eine Auswahl von bekannten GDI-Initiativen, die während der Umfrage genannt wurden 

und/oder auf Wunsch der GDI-Geschäftsstellen der Länder mit aufgenommen wurden. Die Auswahl erhebt 

daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Abbildung 8 veranschaulicht die bekannten Regionalkooperationen.  

Eine Kooperation auf institutioneller Grundlage, z.B. in Form von Zweckverbänden nehmen gut 8% der Befrag-

ten für sich in Anspruch. Etwa 11% pflegen die Zusammenarbeit auf rein informeller Basis, was damit die 

meistgenannte Form im regionalen Kontext darstellt. Kooperationen auf vertraglicher Basis sind derzeit noch 

selten. Nur 7 % der Antwortenden geben diese Art der Kooperationsform an. Wiederum 6% nennen sonstige 

Formen.  

Abbildung 9 enthält Angaben zu der Ausprägung der Kooperationen. Unterschieden wird zwischen institutionel-

len, informellen und vertraglichen Kooperationen. Die Angaben decken sich zum Teil nicht mit den Bereichen 

der Regionalkooperationen laut Abbildung 8, sodass gezielte Nachfragen erfolgt sind. 

                                                      

7
 Siehe auch: Deutscher Landkreistag (2009) Band 81: Themenheft ĂGeodaten sinnvoll nutzenñ.  
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Abbildung 8: Bekannte regionale GDI-Kooperationen in Deutschland 

(Stand 20.01.2013) 

 

 

Abbildung 9: Ausprägung der regionalen 

Kooperationen 

Die bekannten Regionalkooperationen werden nachfolgend mit der entsprechenden Verlinkung sowie weiter-

führenden Erläuterungen aufgelistet (Tabelle 1). 

Regionalkooperation Link Bemerkungen 

Region Nord: 

 Metropolregion Hamburg 

GDI.MRH 

http://geoportal.metropolre
gion.hamburg.de/  

Kooperation zwischen Ländern, Landkreisen 
und Kommunen aus Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachen und 
Schleswig-Holstein in dem Geodatenportal 
der Metropolregion Hamburg. 

Regionale Geodateninfrastruktur 

REGIS MV 

http://geoport-mv.de  

 

https://www.geoportal-
mv.de 

Kooperation aller Landkreise und kreisfreien 
Städte in MV mit dem Amt für Geoinformati-
on, Vermessungs- und Katasterwesen MV 
zum Aufbau regionaler Geodateninfrastruk-
turen mit dem Ziel eines gemeinsamen lan-
desweiten Geoportals. 

 

Landkreis Ludwigslust-Parchim 

http://www.kreis-
swm.de/Landkreis/Serv
ice/Geodaten/index.jsp 

http://geoportal.kreis-
swm.de 

Kooperation des Landkreises Ludwigslust-
Parchim mit den kreisangehörigen Gemein-
den und dem Amt für Geoinformation, Ver-
messungs- und Katasterwesen MV zum 
Aufbau eines gemeinsamen Geoportals auf 
Kreisebene. 

http://geoportal.metropolregion.hamburg.de/
http://geoportal.metropolregion.hamburg.de/
http://geoport-mv.de/
https://www.geoportal-mv.de/
https://www.geoportal-mv.de/
http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://geoportal.kreis-swm.de/
http://geoportal.kreis-swm.de/
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Regionalkooperation Link Bemerkungen 

Region West: 

 Geonetzwerk Münsterland 
http://www.geonetzwerk-
muensterland.de/  

Zusammenschluss von 32 Institutionen und 
Unternehmen zu einem Geonetzwerk. 

 

 Regionalinitiative GDI-OWL 
z.B. Kreis Lippe 

http://geo.kreislippe.de/  

 

Regionale Kooperation zwischen 6 Kreisen, 
einer kreisfreien Stadt sowie weiteren kreis-
angehörigen Kommunen im Regierungsbe-
zirk Ostwestfalen-Lippe (NRW); der Schwer-
punkt liegt momentan im Bereich der Um-
setzung von INSPIRE-Anforderungen sowie 
im Austausch und der Realisierung von 
Einzelprojekten (z.B. 3D); ein Regionalportal 
existiert nicht. 

 

 GDI-Südwestfalen http://www.gdi-sw.de  
Zentraler Zugang zu den einzelnen Geoda-
tenportalen im Bereich Südwestfalen. 

 Regionalverband Ruhr 

http://www.metropoleruhr.
de/regionalverband-
ruhr/karten-
geodaten/geodienste-
porta-
le/geodatenserver.html  

 

Gemeinsames Geoportal von elf kreisfreien 
Städten und vier Kreisen im Bereich des 
Ruhrgebiets. Darüber hinaus betreiben viele 
Mitglieder des Regionalverbands lokale 
Geodatenportale. 

 Geoportal Niederrhein 
http://www.geoportal-
niederrhein.de  

 

Zusammenschluss der Kreise Kleve, Viersen 
und Wesel sowie der kreisfreien Stadt Kre-
feld und dem kommunalen Rechenzentrum 
Niederrhein (KRZN). 

 

 X-Border-GDI 
http://www.x-border-
gdi.org/de/projekte/index.h
tml  

 

Grenzüberschreitende GDI zwischen den 
Niederlanden und NRW zu den Schwer-
punktthemen  Raumplanung, Wasserma-
nagement, Tourismus, Katastrophenma-
nagement und Verkehr. 

 Geoinitiative Bonn/Rhein- 
 Sieg/Ahrweiler 

http://www.geobusiness-
regi-
on.de/geoinformationen/di
e-geoinitiative/  

Kompetenznetzwerk von Verwaltung, Wis-
senschaft und Wirtschaft sowie Teile des 
ITK-Clusters NRW. 

 GDI-Südhessen 
http://www.gdi-
suedhessen.de/  

Initiative der Metropolregion Frankfurt/Rhein-
Main, der Stadt Offenbach, dem Land Hes-
sen und vier weiteren Kreisen. Im sog. ĂHes-
sen-Viewerñ werden einzelne Leitprojekte 
(Bauleitplanung, Radwege) umgesetzt. 

 Geoportal Saarland 

 

http://geoportal.saarland.d
e/portal/de/  

 

 

Zentrale Geodatenplattform für das gesamte 
Saarland. 

http://www.geonetzwerk-muensterland.de/
http://www.geonetzwerk-muensterland.de/
http://geo.kreislippe.de/
http://www.gdi-sw.de/
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.geoportal-niederrhein.de/
http://www.geoportal-niederrhein.de/
http://www.x-border-gdi.org/de/projekte/index.html
http://www.x-border-gdi.org/de/projekte/index.html
http://www.x-border-gdi.org/de/projekte/index.html
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.gdi-suedhessen.de/
http://www.gdi-suedhessen.de/
http://geoportal.saarland.de/portal/de/
http://geoportal.saarland.de/portal/de/
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Regionalkooperation Link Bemerkungen 

Region Ost: 

 Oberhavel http://gdi.oberhavel.de  
Geodatenportal auf Kreisebene mit Geo-
Bürgerportal und Gewässerkataster. 

 Teltow-Fläming 
http://geoportal.teltow-
fla-
eming.de/de/startseite.php  

Geodatenportal auf Kreisebene. 

 Elbe-Elster 
http://www.lkee.de/Service
-Verwaltung/Geoportal  

GDI-Plattform auf Kreisebene mit XPlanung-
Infrastrukturknoten. 

 Spree-Neiße http://geoportal.lkspn.de/  Geodatenportal auf Kreisebene. 

Region Süd: 

 Metropolregion Rhein-Neckar 

http://www.m-r-n.com/ 

Cluster Geonet.MRN 

Raumbeobachtungs-
system MRN  

Verband über die Länder Baden-
Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz 
mit zwei Stadtkreisen, sechs kreisfreien 
Städten sowie sieben Landkreisen und 292 
Kommunen. 

 Region Heilbronn-Franken 
http://www.regionalverban
d-heilbronn-
franken.de/rbs.html  

Das Raumbeobachtungssystem Heilbronn-
Franken bündelt Informationen aus dem 
Stadtkreis Heilbronn und den vier Landkrei-
sen Heilbronn, Hohenlohekreis, Schwäbisch 
Hall, Main-Tauber-Kreis. 

 Geoportal Ostwürttemberg 
http://www.ostwuerttember
g.org/informationssysteme
/geoportal.php  

Kooperation zwischen dem Ostalbkreis und 
dem Kreis Heidenheim mit dem Raumaus-
kunftssystem RegioGIS Ostwürttemberg. 

 Region Stuttgart 
http://www.region-
stuttgart.de/  

Zusammenschluss des Stadtkreises Stutt-
gart und fünf weiteren Landkreisen. 

 SIGRS/GISOR http://sigrs-gisor.org/  

Grenzüberschreitende GDI zwischen 
Deutschland, Frankreich und der Schweiz im 
Geographischen Informationssystem Ober-
rhein (GISOR).  

 Schwarzwald-Baar-Heuberg 
http://www.regionalverban
d-sbh.de/index.php?id=28  

Kooperation zwischen drei Landkreisen 
(Schwarzwald-Baar-Kreis, Rottweil und 
Tuttlingen) im Bereich Regionalplanung und 
-entwicklung. 

 DACH+ 
http://geoportal.dachplus.o
rg/geonetwork/srv/de/  

Grenzüberschreitende GDI zwischen 
Deutschland, Österreich, der Schweiz und 
Liechtenstein insbesondere im Bereich der 
Raumbeobachtung und Raumentwicklung. 

 Regionalverband-Donau-Iller 
http://www.rvdi.de/karten-
interaktiv.html  

Fünf Landkreise aus Baden-Württemberg 
und Bayern, ein Stadtkreis und eine kreis-
freie Stadt kooperieren auf dem Gebiet der 
Raumplanung. 

 Landkreis Cham 
http://www.landkreis-
cham.de/IkGIS/GISimLand
kreisCham.aspx  

GIS-Kooperation mit 39 kreisangehörigen 
Kommunen, 3 Nachbarkommunen, Kreis-
werken, 4 Zweckverbänden und staatlichen 
Stellen auf Grundlage des interkommunalen 
GIS-Gesamtkonzepts (IkGIS-Cham). 

Tabelle 1: Übersicht über Regionalinitiativen 

http://gdi.oberhavel.de/
http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/startseite.php
http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/startseite.php
http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/startseite.php
http://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Geoportal
http://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Geoportal
http://geoportal.lkspn.de/
http://www.m-r-n.com/
http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/wirtschaftsfoerderung/cluster-geoinformation.html
http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/raumbeobachtung.html
http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/raumbeobachtung.html
http://www.regionalverband-heilbronn-franken.de/rbs.html
http://www.regionalverband-heilbronn-franken.de/rbs.html
http://www.regionalverband-heilbronn-franken.de/rbs.html
http://www.ostwuerttemberg.org/informationssysteme/geoportal.php
http://www.ostwuerttemberg.org/informationssysteme/geoportal.php
http://www.ostwuerttemberg.org/informationssysteme/geoportal.php
http://www.region-stuttgart.de/
http://www.region-stuttgart.de/
http://sigrs-gisor.org/
http://www.regionalverband-sbh.de/index.php?id=28
http://www.regionalverband-sbh.de/index.php?id=28
http://geoportal.dachplus.org/geonetwork/srv/de/
http://geoportal.dachplus.org/geonetwork/srv/de/
http://www.rvdi.de/karten-interaktiv.html
http://www.rvdi.de/karten-interaktiv.html
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
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Nachfolgend werden ausgewählte Regionalinitiativen kurz vorgestellt.  

 

Kooperation Regionale Geodateninfrastruktur 

(REGIS MV) 

 

Abbildung 10: REGIS MV 
8
  

 

Die Kooperation Regionale Geodateninfrastruktur 

(REGIS MV) umfasst alle Landkreise und kreisfreien 

Städte in Mecklenburg-Vorpommern. Gemeinsam 

mit dem Amt für Geoinformation, Vermessungs- und 

Katasterwesen Mecklenburg-Vorpommern arbeiten 

die Kooperationspartner am Aufbau eines gemein-

samen, landesweiten Geoportals für Geodaten des 

Landes, der Landkreise und kreisfreien Städte so-

wie der kreisangehörigen Gemeinden. Die Koopera-

tionspartner haben modellhaft einheitliche Daten-

modelle für die Präsentation und Bereitstellung von 

Geobasis- und Geofachdaten erarbeitet und wollen 

diesen Katalog entsprechend den Nutzeranforde-

rungen kontinuierlich erweitern.  

 

Metropolregion Hamburg 

 

Abbildung 11: Metropolregion Hamburg
9
  

 

Der Geodateninfrastruktur der Metropolregion Ham-

burg gehören u.a. neben den Vermessungsverwal-

tungen der drei Bundesländer Niedersachsen, 

Hamburg und Schleswig-Holstein auch die Fach-

verwaltungen der Länder und Kreise der Metropol-

region an. Zielsetzung der Geodateninfrastruktur in 

der Metropolregion Hamburg bilden der Betrieb 

sowie die Finanzierung des Geoportals. Ausgewähl-

te Geofachdaten werden über eine gemeinsame 

Benutzerplattform im Internet auf einem einheitli-

chen Kartenhintergrund verfügbar gemacht.
10

  

 

 

Geonetzwerk Münsterland 

 

Abbildung 12: Geonetzwerk Münsterland
11

 

 

Das Geonetzwerk Münsterland ist ein Zusammen-

schluss von Institutionen und Unternehmen des 

Münsterlandes, die sich mit der Bereitstellung und 

Verarbeitung von Geoinformationen befassen. Ziel 

des Netzwerkes ist u.a. die Stärkung der Zusam-

menarbeit in der Region und die Etablierung des 

Münsterlandes als Kompetenzregion im Bereich der 

Geoinformationswirtschaft durch Vernetzung der 

Akteure aus Verwaltung, Wirtschaft und Wissen-

schaft. 

 

                                                      

8
 https://www.geoportal-mv.de; 20.01.2013.   

9
 http://www.geodaten.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20012&article_id=25369&_psmand=28; 26.11.2012.   

10
 http://www.geodaten.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20012&article_id=25369&_psmand=28; 26.11.2012.   

11
 http://www.geonetzwerk-muensterland.de; http://geo.stadt-muenster.de/webgis2; 26.11.2012.   
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GDI-Südhessen 

 

Abbildung 13: GDI-Südhessen
12

 

 
Im Rahmen der regionalen GDI-Südhessen wer-

den konkrete Leitprojekte realisiert, die den Nut-

zen einer GDI aufzeigen sollen. Die Leitprojekte 

bilden typische kommunale Geschäftsprozesse 

unter Nutzung von Diensten, Daten und Kompo-

nenten der GDI-Hessen ab. Fachthematisches 

Leitprojekt stellt das Bebauungsplaninformati-

onssystem dar. Als Gremien wurden u.a. ein 

Lenkungsausschuss sowie eine Expertengruppe 

eingerichtet, die aus Vertretern der GDI-Hessen, 

der Projektleitung sowie regionalen bzw. kom-

munalen Partnern aus Verwaltung, Wirtschaft 

und Wissenschaft bestehen. 

Metropolregion Rhein-Neckar 

 

Abbildung 14: Geoportal Metropolregion Rhein-Neckar
13

 

 

Im Juli 2012 wurde das von der Europäischen 

Union geförderte Cluster GeoNet.MRN ins Leben 

gerufen. Zielsetzung bildet der Aufbau einer re-

gionalen Geodateninfrastruktur für die Metropol-

region Rhein-Neckar. Neben der gezielten Stär-

kung und Förderung der Geoinformationsbran-

che, die mit verstärkter Netzwerkbildung, Wis-

senstransfer sowie Aus- und Weiterbildung von 

Fachkräften einhergeht, versteht sich das Cluster  

als Innovationstriebfeder und möchte zur wirt-

schaftlichen Stärkung der Region beitragen. Der 

neu gegründete Verein Geonet.MRN e.V. garan-

tiert die Nachhaltigkeit bei der Verfolgung der 

Ziele über den Förderungszeitraum hinaus. 

Interkommunales GIS des Landkreises Cham 

 

Abbildung 15: IkGIS-Cham
14

 

Seit 2003 betreibt der Landkreis Cham eine GIS-

Kooperation auf Grundlage eines zentralen, in-

terkommunalen Gesamtkonzeptes mit allen 39 

kreisangehörigen Gemeinden. Darüber hinaus 

beteiligen sich Kreis-Eigenbetriebe, kreisangehö-

rige Zweckverbände, Gemeinden aus Nachbar-

landkreisen und staatliche Stellen. Die Summe 

der verfügbaren Komponenten kann inzwischen 

als eine nach innen und außen funktionierende, 

kommunale Geodateninfrastruktur (KomGDI) 

bezeichnet werden. Ein Anspruch auf INSPIRE-

Konformität besteht jedoch aufgrund der die 

Kommunen in Bayern ausschließenden Landes-

gesetzgebung nicht. 

  

                                                      

12
 http://www.gdi-suedhessen.de/gdisuedhessen; 25.01.2013.   

13
 http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/raumbeobachtung.html; 25.1.2013.   

14
 http://www.landkreis-cham.de/Home.aspx; 26.11.2012.   
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Geoportal und GDI-Infrastrukturknoten Elbe-Elster 

 

Abbildung 16: Geoportal Elbe-Elster
15

 

 

 

Das Geoportal des Kreises Elbe-Elster wurde mit  

Hilfe von Fördermitteln des Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung (EFRE) als ĂGDI-

Infrastrukturknoten" entwickelt. Zielsetzung bildet 

die öffentliche Bereitstellung von Bauleitpla-

nungsdaten auch der kreisangehörigen Kommu-

nen in Form von XPlanGML-Dateien. Geplant ist 

der weitere Ausbau des Infrastrukturknotens z. 

B. mit touristischem Bezug. 

 

 

 

Insgesamt ist feststellbar, dass die diversen Regionalkooperationen aus verschiedenen Gründen entstanden 

sind. Angesichts dessen variieren die Anzahl der Kooperationspartner, die rechtlichen Rahmenbedingungen 

sowie die Aufbauorganisation. Sie alle stimmen in der Zielsetzung überein, dass jeweils die Stärkung und 

Wahrnehmung regionaler Aspekte im Vordergrund stehen. Insgesamt bieten sie eine gute Ausgangsbasis für 

regionale Projekte sowie Kooperationen. Darüber hinaus können auf diese Weise die GIS-Strukturen verein-

heitlicht bzw. der Datenaustausch harmonisiert werden. 

Nachfolgend wird die interkommunale Zusammenarbeit auf der Ebene der Kreise näher analysiert. Abbildung 

17 und Abbildung 18 veranschaulichen die Ausprägung der Kooperationen auf Kreisebene.  

Die interkommunale Zusammenarbeit stellt eine grundlegende Voraussetzung für den Aufbau einer funktionie-

renden Geodateninfrastruktur in der Fläche dar. 44% der Antwortenden geben an, mit Kreisen oder benachbar-

ten Körperschaften zusammenzuarbeiten. Kreise können auf diesem Gebiet bedeutende Bündelungsfunktio-

nen übernehmen und tun dies laut Umfrage auch in beträchtlichem Umfang, oftmals auch in enger Zusammen-

arbeit mit den großen kreisangehörigen Gemeinden. 

Etwa 20% der Befragten geben an, die Kooperation auf vertraglicher Basis zu betreiben,  22% pflegen eine 

informelle Kooperation und etwa 10% geben sonstige Formen an. Im Hinblick auf die inhaltliche Umsetzung der 

Kooperationen steht das allgemeine Geodatenmanagement mit 30% an erster Stelle, gefolgt von gemeinsa-

men Geoportalen oder Geoanwendungen mit 24% sowie der Geodatenpflege und ïfortführung ebenfalls mit 

24%. 

 

 

                                                      

15
 http://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Geoportal; 25.01.2013. 
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Abbildung 17: Kooperationen und deren Ausprägung auf 

Kreisebene 

 

 

Abbildung 18: Anzahl kommunaler Kooperationspartner auf 

Kreisebene 

Kooperationsbereiche Quote (%) Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse nach den 

verschiedenen abgefragten Kooperati-

onsbereichen (nicht unterschieden nach 

Kreisen, Städten und Gemeinden). 

Dort, wo sich Kreise und Gemeinden zum 

gemeinsamen Betrieb einer integrierten 

Geoinformationsplattform entschlossen 

und eine Vertragsform als Fundament 

gewählt haben, sind die Kooperationen 

meist ein Erfolgsmodell. Das liegt nicht 

zuletzt an dem fach- und  ebenenüber-

greifenden Ansatz, der Geoinformations-

systemen, Geodateninfrastrukturen und 

Geodaten innewohnt. Beispiele erfolgrei-

cher Kreis-Gemeinde-Kooperationen 

finden sich in nahezu allen Bundeslän-

dern.  

Geodatenmanagement (allgemein) 30 

Interkommunales Geoportal / anderes Geoinformationssystem 24 

Geo Web Services (proprietär) 9 

Geo Web Services (OGC-konform) 15 

Geo Web Services (GDI-DE-konform) 9 

Geo Web Services (INSPIRE-konform) 9 

Geodatenerfassung/ Vermessung 17 

Geodatenpflege / -fortführung 24 

Geodatenvertrieb / -marketing 5 

Aus- und Fortbildung 17 

Sonstiges 8 

Tabelle 2: Kooperationsbereiche auf Ebene der Kreise 
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Oft werden langfristige Verwaltungsabkommen mit bis zu 10 jähriger Laufzeit abgeschlossen. Gemeinden lösen 

z.T. ihre eigenen Systeme ab und wählen die Kooperation mit dem Kreis. Damit setzt man neben einem soliden 

organisatorischen Fundament auch auf eine gemeinsame technische Basis.  

 

Abbildung 19: Kooperationen auf Ebene der Städte und Ge-

meinden 

Zwar sollte angesichts der beginnenden Ära stan-

dardisierter Geo Web Services und INSPIRE die 

Frage nach der jeweils eingesetzten Systemlösung 

immer weiter in den Hintergrund treten. Dennoch 

zeigt sich sehr häufig, dass es in der Praxis weit 

weniger Schwierigkeiten beim Aufbau einer Kreis-

Gemeinde-Kooperation gibt, sofern die eingesetzte 

Systemtechnik aus einer Produktlinie stammt. Hier-

bei handelt es sich de facto auch um eine - zwar 

proprietäre aber funktionierende - Standardisierung 

nach innen. 

 

Bisweilen sind Kreisstädte beim Thema Geoinforma-

tion ihren Kreisen aber auch weit voraus. Auch hier 

bieten sich Kooperationen im Bereich Geoinformati-

on an. So haben die Stadt Villingen-Schwenningen 

und der Schwarzwald-Baar-Kreis (Baden-

Württemberg) eine Kooperationsvereinbarung zum 

Aufbau gemeinsamer Geodateninfrastrukturen ge-

schlossen, bei dem der Kreis von den langjährigen 

Erfahrungen der Kreisstadt profitieren konnte. Die-

ses Beispiel zeigt, dass zukunftsfähige Lösungen in 

partnerschaftlicher Kooperation erreicht werden 

können, wenn die Verantwortlichen pragmatisches 

und zielorientiertes Handeln in den Vordergrund 

stellen.  

 

Abbildung 19 veranschaulicht Kooperationen auf Ebene der kreisangehörigen Kommunen. Die interkommunale 

Zusammenarbeit hat trotz der erkennbar positiven Tendenz noch erheblichen Nachholbedarf. Das hat vielfälti-

ge Gründe. Mittlerweile gibt es zahlreiche kommunale Zweckverbände, die ihren Mitgliedern und Kunden im 

Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik Dienstleistungen eines regionalen Rechenzentrums als 

Einzellösung anbieten. 

Beispiele dafür gibt es nahezu in allen Teilen der Bundesrepublik: Ob Dataport im Norden, KDVZ sowie eine 

Vielzahl weiterer kommunaler Rechenzentralen (insbesondere in NRW) im Westen, KISA im Osten, ekom21 in 

der Mitte sowie KIVBF und AKDB im Süden, um nur einige zu nennen. Alle treten als Anwendungen, Daten 

und Technik hostende Stellen insbesondere für kleinere und mittlere Kommunen in Erscheinung, seltener - 

aber dennoch in nennenswertem Umfang - auch für Landkreise und Bundesländer. Zugrunde liegt dabei heute 

immer mehr auch eine integrative und zukunftsweisende Geoinformationsstrategie (KIVBF) inklusive Data-

warehousing, Serviceproviding und Integrationsleistungen, die es Mitgliedern und Kunden ermöglicht, ohne den 

Aufbau eigener, sehr kostenintensiver Ressourcen an den Vorzügen der modernen Geoinformationstechnolo-

gie zu partizipieren. Zwar ist das nicht kostenfrei zu haben, es ist aber - ganzheitlich betrachtet - in jedem Fall 

weniger aufwändig, als das Thema GDI in Gänze in Eigenregie zu stemmen. Damit sind allerdings Abstriche in 

der Flexibilitªt und Selbstbestimmung verbunden, wenngleich auch hier durch Ăcloudbasierteñ Systeme neue 

Wege beschritten werden. Serverbasierte Anwendungen außerhalb eigener Domänen (ASP, ASP.net, JSP und 

Servlets etc.) hat es aber auch vor der im Trend liegenden ĂCloudñ gegeben. 
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Der Aufbau von ĂSubrechenzentrenñ bei den Kreisen (Kreis-/Gemeindekooperationen) galt in Rechenzent-

rumskreisen lange Zeit als unerwünscht. Kreis-Gemeindekooperationen sollten sich lediglich auf Koordinie-

rungs-, Organisations- und Fachaufgaben konzentrieren. Inzwischen gibt es durchaus Kreise, die zusammen 

mit ihren kreisangehörigen Gemeinden nahezu einheitliche von einem Rechenzentrum gehostete Lösungen 

betreiben und dadurch ebenso erfolgreiche Kooperationen auf den Weg bringen konnten. Letztlich ist es nur 

eine Frage des Betreibermodells und der Kostenverteilung.  

Diese Sichtweise hat sich bislang jedoch genauso wenig durchgesetzt wie die freiwilligen, auf vertraglichen 

Grundlagen basierenden, langfristigen Kreis-Gemeindekooperationen. Inzwischen erfreuen sich diese zwar 

wachsender Beliebtheit, vielfach fehlt es den beteiligten Partnern allerdings noch an Vertrauen zu einer part-

nerschaftlichen Kooperation auf Augenhöhe und zu beiderseitigem Nutzen. Da der Aufbau von Geodateninfra-

strukturen jedoch nicht kostenlos und aufwandsneutral zu haben ist, wird man hier künftig verstärkt aufeinander 

zugehen müssen.  

Die eigenständige Umsetzung der Aufgabe ist nur durch beträchtliche Investitionen in Technologie und Know-

how zu erreichen, wozu viele Kommunen angesichts der angespannten Haushaltssituation nicht in der Lage 

sind bzw. sein werden. Gleichwohl will man die Kompetenzen vor Ort auch nicht zu Gunsten der Zentralisie-

rungsbestrebungen bei den Bundesländern ganz aufgeben ï ein nachvollziehbares Interesse aus kommunaler 

Sicht. Fachkompetenz muss auch in der Fläche erhalten bleiben und gefördert werden. Hier gilt es, den in 

manchen Bundesländern eingeschlagenen Weg partnerschaftlicher Kooperationen in Land-Kommune-

Verbünden nicht zugunsten einer einseitigen Zentralisierung zu verlassen, so sinnvoll diese mitunter erschei-

nen mag. Die bislang erfolgreich praktizierten Strategien des  ĂGebens und Nehmensñ und der ĂHilfe zur 

Selbsthilfeñ auch im Bereich großer IUK-Vorhaben, z.B. der zahlreichen Umweltinformationssysteme, die einen 

sehr beträchtlichen Anteil am Geofachdatenaufkommen stellen, sollten weiter gelebt und ausgebaut werden. 

Die Umfrage belegt insgesamt, dass in zahlreichen Verwaltungen die zentrale Bedeutung des Themas Geoin-

formation und das Potenzial diesbezüglicher Kreis-Gemeindekooperationen noch immer nicht in ausreichen-

dem Maße nutzbringend umgesetzt ist. Oft wird der Stellenwert von Geoinformationen in den Kommunen noch 

zu gering eingeschätzt, was mancherorts allein durch die Anzahl und die Ausbildung der Mitarbeiter und deren 

Stellenbewertungen deutlich wird. Investitionen in den Aufbau von Sach- und Fachkompetenz, die sich auch 

real in hinreichend qualifizierter Personalausstattung niederschlägt, werden nur unzureichend getätigt. So er-

klärt sich, dass heute - selbst wenn es politisch beabsichtigt ist - nur relativ wenige Kreise ihren Gemeinden ein 

fundiertes Kooperationsangebot unterbreiten können. Das Potenzial interkommunaler Kooperation ist erheblich 

und sollte deshalb verstärkt angegangen werden. Das gilt nicht nur vor dem Hintergrund künftiger INSPIRE-

Pflichten, sondern insbesondere aufgrund der damit verbundenen Chancen und Synergien. Der technologische 

Fortschritt in der Informationstechnik hat die Limitierungen der Vergangenheit weitgehend überwunden, sodass 

kooperative Modelle zumindest aus technischen Gründen kaum noch scheitern sollten.  

Neben allen nachvollziehbaren Wünschen der kommunalen Selbstbestimmung können zentrale Strukturen für 

ebenenübergreifende Daten und Dienste dennoch von Bündelungsstellen wie Landesanstalten und ïbetrieben 

oder regionalen Rechenzentren vorgehalten werden. Sie stehen zu regionalen interkommunalen Kooperatio-

nen nicht zwingend im Widerspruch, zumal sie einen erheblichen Anteil an der wirtschaftlichen Umsetzung der  

INSPIRE-Richtlinie leisten. Kommunale Zweckverbände, Rechenzentren und Datenverarbeitungsverbünde 

können dazu beitragen, den geplanten Aufbau von Geodateninfrastrukturen zum Erfolg zu führen, da sich zahl-

reiche kleine Kommunen den Aufbau und Betrieb eigener Infrastrukturen samt Personal-, Hard- und Software-

kosten bei gleichzeitig hohen Verfügbarkeits- und Sicherheitsanforderungen nicht werden leisten können.  

Allein vor diesem Hintergrund erscheinen interkommunale Kooperationen in allen Ausprägungen dringend ge-

boten. Kommunale Einzellösungen sind im Hinblick auf einen effizienten Ressourceneinsatz weder praktisch 

noch ökonomisch sinnvoll.  
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3.3 Konzeptionelle und inhaltliche Umsetzungsaspekte  

Die Bereitstellung der Geoinformationen in den Kommunen erfolgt derzeit in unterschiedlicher Form. Geoinfor-

mationen werden zum Teil öffentlich (Internet), teilweise aber auch nur behörden- bzw. verwaltungsintern zur 

Verfügung gestellt.  

Zu der verwaltungsinternen Bereitstellung zählen die Fälle, in denen die Geoinformationen beispielsweise in 

geschlossenen Behördennetzen weiteren Behörden/Kommunen und autorisierten Nutzern (Passwortvergabe) 

zur Verfügung stehen. Dazu gehört auch die Bereitstellung an kreisangehörige Kommunen oder an ausgewähl-

te Nutzerkreise in Rahmen der Aufgabenwahrnehmung (z.B. Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure, No-

tare, Stadtwerke etc.). Nachfolgend wird der Umsetzungsstand zur Bereitstellung von digitalen Geodaten, Me-

tadaten und Geodatendiensten auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte analysiert. 

Abbildung 20 veranschaulicht, dass nur 12 der insgesamt 300 an der Umfrage teilnehmenden Kreise und kreis-

freien Städte weder behördenintern noch extern Geoinformationen bereitstellen. 288 liefern Geodaten, was 

einem Anteil von 95% entspricht.   

 

 

Abbildung 20: Ausprägung der Geodatenbereitstellung 

(Kreise und kreisfreie Städte) 

 

 

Abbildung 21: Einsatz eines ressort- und verwaltungsüber-

greifenden GIS (Kreise und kreisfreie Städte) 

 

Abbildung 21 veranschaulicht die Ausprägung der Geodatenbereitstellung in Form eines ressort- bzw. verwal-

tungsübergreifenden Geoinformationssystems (sog. Enterprise-Lösung). Gemeint ist ein Geodatenportal oder 

eine vergleichbar leistungsstarke Technologie mit Einbindung von Geodaten, Metadaten und Geodiensten. 

Darunter fällt nicht der Einsatz eines in aller Regel recht einfachen Kartenviewers (ĂB¿rger-GISñ). 
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Unter einem ressortübergreifenden Geoinformationssystem wird die ämter- oder organisationsübergreifende 

Bereitstellung der Geoinformationen innerhalb einer Kommune verstanden. Bei Kommunen im Inselbetrieb 

handelt es sich um Gebietskörperschaften, die beispielsweise ohne Anbindung an die Landkreise Geoinforma-

tionen intern oder extern zur Verfügung stellen. 

Nur 66 von 300 bzw. 22% der antwortenden Kreise und kreisfreien Städte verfügen im März 2012 über kein 

ressortübergreifendes Geoinformationssystem. Darüber hinaus nutzen 65% der Kreise und kreisfreien Städte 

ihr Geoinformationssystem nur innerhalb ihrer Verwaltungen. Schließlich stellen bereits 100 bzw. 33% der 

Kreise die Geoinformationen auch ihren kreisangehörigen Kommunen zur Verfügung. Dieses trifft insbesonde-

re in den Bundesländern Schleswig-Holstein (9, 75%), Nordrhein-Westfalen (22, 71%), Niedersachsen (22, 

58%), Sachsen (5, 50%), Baden-Württemberg (12, 33%) und Bayern (19, 27%) zu, wobei auch hier die Unter-

scheidung nach absoluten und relativen Zahlen sehr aufschlussreich ist. 

Außerdem wurde nach einem GIS-Konzept in Form eines Pflichtenheftes oder technischen Planes gefragt.
16 

 

71 % bzw. 214 von 300 antwortenden Kreisen und kreisfreien Städten geben an, ab 2008 über ein derartiges 

Konzept zu verfügen, bei 46 bzw. 15 %  befindet sich ein bestehendes Konzept in der Fortschreibung, wird 

gerade ein neues Konzept erstellt oder es sind bereits Pflichtenhefte für einzelne Komponenten aus der Geoin-

formation vorhanden. 

Hier gilt folgende Feststellung: Eine erfolgversprechende Einführung eines ebenen- und/oder fachübergreifen-

den Geoinformationssystems insbesondere im Zusammenhang mit dem Aufbau einer Geodateninfrastruktur 

kann es ohne ein fundiertes Konzept nicht geben. Daher sollte jede Körperschaft, die über ein solches Projekt 

nachdenkt, auf jeden Fall ein derartiges Konzept erarbeiten oder in Auftrag geben.  

 

3.4 Bereitstellung von Geoinformationen über Geoportale   

Im Folgenden wird unter einem ĂGeoportalñ ein interaktiver Kartendienst verstanden, in dem mehr als ein 

Stadtplan enthalten ist. Ein kommunales Geoportal bietet neben einer Basiskarte mindestens ein kommunales 

Thema an. Erst wenn Behörden ihre qualitativ hochwertigen Geodaten der Allgemeinheit zur Verfügung stellen, 

kann man von einem erfolgreichen Geodatenmanagement sprechen. Die Führung von Geoinformationen wird 

aus Steuergeldern finanziert, demzufolge sollten die Daten nicht nur behördenintern genutzt werden können. 

Nicht jede Kommune muss jedoch ein Geoportal bereitstellen, das in Eigenregie eingerichtet und betrieben 

wird. Vielerorts scheitert dies schon an der fehlenden Bereitschaft der Fachabteilungen, Fachdaten für die Öf-

fentlichkeit frei zu geben. Erst durch die gesetzlichen Bestimmungen der vergangenen Jahre (Umweltinformati-

onsgesetz, Geodatenzugangsgesetz, Open Government etc.) ist hier ein Sinneswandel eingetreten. Darüber 

hinaus ist die Beschaffung von Hard- und Software möglicherweise kostspielig, sofern bei letzteren auf kom-

merzielle Produkte gesetzt wird. Angesichts dessen werden vielerorts im WebGIS-Bereich auch vermehrt Open 

Source Produkte eingesetzt.  

 

Abbildung 22 veranschaulicht die Ausprägung der Geoportale der kreisangehörigen Kommunen, die an der 

Umfrage teilgenommen haben. 

 

                                                      

16
 Unter einem GIS-Konzept wird eine Konzeption verstanden, die die grundsätzlichen organisatorischen Zuständigkeiten des  

   GIS-Einsatzes regelt und die Verantwortlichkeiten festlegt. Darüber hinaus enthält es eine zumindest grobe Beschreibung der  

   eingesetzten Hard- und Software sowie der angebundenen Geodaten. 
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Abbildung 22: Ausprägung der Geoportale der kreisangehörigen Kommunen 

 

Fast ein Drittel der Kommu-

nen verfügt derzeit über ein 

Geodatenportal, das in Ei-

genregie eingerichtet und 

betrieben wird. 

 

Insgesamt 195 der 644 

kreisangehörigen Kommunen 

(~ 30%) bieten ein öffentli-

ches Geoportal an. Die meis-

ten kommunalen Geoportale 

werden in NRW (86), Nieder-

sachsen, Bayern und Baden-

Württemberg (je 24) betrie-

ben.  

Der Anteil der Gemeinden, 

die Geoportale in Eigenre-

gie führen (30% der Ge-

meinden, die ein Geoportal 

anbieten), liegt am höchsten 

in den Bundesländern Bran-

denburg und Baden-

Württemberg mit jeweils rund 

30%, gefolgt von NRW, Nie-

dersachsen und Bayern mit 

rund 25%. Von den rund 

30% der Gemeinden, die 

das Geoportal der jeweili-

gen Kreisbehörde nutzen 

und/oder dieses im eigenen 

Internetauftritt eingebunden 

haben, befinden sich die 

meisten in Niedersachsen 

(50%) ï hier sind die Kreise 

demnach die treibende Kraft 

bei regionalen Kooperatio-

nen. 

Der Einsatz von Open Source reduziert zwar die Softwarekosten erheblich, der Aufwand des nachhaltigen Be-

triebs aber bleibt beträchtlich und erfordert umfangreiches Expertenwissen, das entweder selbst aufgebracht, 

oder beauftragt werden muss.  

Der Aufbau von Geoportalen und/oder die Bereitstellung von Geodatendiensten zur Einstellung in derartige 

Portale lassen sich entweder in Eigenregie oder in Form interkommunaler Kooperationen und Regionalinitiati-

ven, aber auch mit Land-Kommune-Kooperationen sowie Kooperationen mit Dienstleistern (Rechenzentren, 

Landesbetriebe und Firmen) erreichen. 

Rund 18% der Gemeinden geben an, das Geoportal bzw. dessen Betrieb in Kooperation mit dem Rechen-

zentrum oder einer anderen regionalen Institution zu realisieren. Die meisten davon sind in NRW lokalisiert, 

der größte Anteil im Bereich Niederrhein.  

Auch in Baden-Württemberg haben die regionalen Rechenzentren einen beachtlichen Kundenanteil, insbeson-

dere bei den kleineren Gemeinden, die sich jedoch bei weitem nicht alle an dieser Umfrage beteiligt haben. 
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Auch einige Kreise haben diese Kooperationsform gewählt. Mit der jüngsten Entwicklung einer nachhaltigen 

und zukunftsweisenden Geoinformationsstrategie, verbunden mit einer Ausweitung des Produktportfolios wird 

diese Art der Kooperation u.a. in Baden-Württemberg künftig an Zugkraft gewinnen.  

Allgemein stellt sich die Frage, weshalb in weiten Bereichen der Bundesrepublik regionale GDI-Initiativen of-

fenbar auf anderer Ebene funktionieren, nicht aber bei der gemeinsamen Bereitstellung von kommunalen Geo-

daten auf einheitlichen Plattformen. Der Ausbau regionaler Initiativen scheitert vielerorts offenbar an unklaren 

Aufgabenverteilungen zwischen den beteiligten Akteuren Rechenzentrum, Kreisen und Gemeinden, was auf 

verschiedene Bundesländer zutrifft. 

Auf landesweite Lösungen bei der Bereitstellung von Geodaten setzen die Kommunen insbesondere im Saar-

land (90%) und in Bayern, aber auch in Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz. In Nord-

rhein-Westfalen, Niedersachsen und Baden-Württemberg spielen landesweite Lösungen für die kreisangehöri-

gen Gemeinden bislang kaum eine Rolle.  

In Baden-W¿rttemberg kºnnte sich das mit der im Juni 2012 in Kraft getretenen Verwaltungsvorschrift ĂStaat-

lich-Kommunaler Datenverbund (SKDV)ñ bald ªndern, da auch den Gemeinden eine Möglichkeit zum automa-

tisierten Abruf von Daten der Landesumweltverwaltung über entsprechende Reportingsysteme mit GIS-

Komponenten ermöglicht wird. Allerdings kann dieses Angebot allein die durch INSPIRE bedingten Verpflich-

tungen nicht komplett abdecken, was hierbei auch nicht als Ziel verfolgt wird. 

Auch das Konzept des Angebots von Subsites
17

 in bestehenden Bundes- oder Landesportalen zeigt eine Stra-

tegie auf, Kommunen via überregionaler, landesseitiger Geoportale eine Möglichkeit der Präsentation von 

Geodaten zu bieten. Dabei wird auf bestehenden Architekturen und Strukturen aufgesetzt. Die GDI-DE hat im 

Rahmen des Projekts ĂSubsitesñ aufgezeigt, dass dieses prinzipiell eine Möglichkeit darstellen kann, wenn-

gleich auch so etwas kein Ersatz für ein umfassendes Geoportal mit seinem gesamten Funktionsumfang sein 

kann. Derartige Kooperationen sind in besonderer Weise abhängig von harmonisierten und funktionstüchtigen 

Geo Web Services.
18

  

Die Praxis hat gezeigt, dass es auf diesem Gebiet noch sehr viel zu tun gibt. So unterstützen viele Web Ser-

vices nicht alle notwendigen Lagebezugssysteme und sind weder in der Präsentationsform noch in den Maß-

stabsbereichen sinnvoll aufeinander abgestimmt. Sofern keine eigenen Services zur Verfügung stehen, kommt 

diese Form der Portalpartizipation heute noch nicht in Betracht. Auch die Verwendung von Wasserzeichen und 

Copyrightvermerken hat hier einen besonders nachteiligen Effekt. Im Falle der kombinierten Darstellung meh-

rerer Services kann es dazu führen, dass Wasserzeichen und Copyrightvermerke die Karte dominieren und 

das eigentlich Interessierende in den Hintergrund gedrängt wird. Grundsätzlich ist kritisch zu hinterfragen, ob 

wirklich jeder Dateninhalt zwingend mit solchen Vermerken und Zeichen abgebildet werden muss, denn in zahl-

reichen Fällen erscheint es angesichts der Art und des Umfangs der bereitgestellten Dienste als übertrieben.   

 

 

 

 

 

 

 

                                                      

17
 Unter Subsites wird die sog. Mandantenfähigkeit des Portals verstanden, d.h. einzelne Kommunen können ihre Daten auf einer eigenen  

   Seite innerhalb des Portals darstellen.   
18

 GDI-DE am Beispiel der Landeshauptstadt Düsseldorf. 
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3.5 Geobasisdaten  

Bereits heute wird eine Vielzahl von Geodaten in den Kommunen geführt, deren Nutzung in den letzten Jahren 

stetig angestiegen ist. Nachfolgend wird die Verwendung von verschiedenen Geoinformationen in den Kom-

munen näher untersucht. Unterschieden wird zwischen Geobasisdaten und Geofachdaten (Daten mit Fach-

bezug z.B. Bauleitplandaten, Umweltdaten) sowie deren verwaltungsinterne und öffentliche Bereitstellung.  

Unter Geobasisdaten werden die Daten des amtlichen Vermessungswesens verstanden, welche die Land-

schaft, die Liegenschaften und den einheitlichen geodätischen Raumbezug anwendungsneutral nachweisen 

und beschreiben.
19

 Sie bilden die Grundlage für GI-Systeme mit Raumbezug und werden u.a. durch die jeweili-

gen Landesvermessungsbehörden, durch die Katasterämter (sofern die Aufgaben der Landesvermessung tlw. 

und des Liegenschaftskatasters vollständig kommunalisiert sind) sowie durch weitere öffentliche Stellen zur 

Verfügung gestellt. Zu den Daten zählen u.a. das Amtliche Liegenschafts-Kataster-Informations-System 

(ALKIS
®
-Daten), die Deutsche Grundkarte (DGK 5), die Digitalen Topographischen Karten (DTK 10, 25, 50, 

100, 200, 1000), Luftbilder/digitale Orthofotos sowie das digitale Geländemodell und/oder 3D-

Gebäudedarstellungen (LoD1 bzw. LoD2).
20

 Angesichts der Vielzahl der mittlerweile in den Kommunen geführ-

ten Geobasisdaten sowie der zunehmenden Bedeutung von 3D-Stadtmodellen wird insbesondere deren Be-

reitstellung nachfolgend näher untersucht. Abbildung 23 und Abbildung 24 veranschaulichen die interne und 

externe Bereitstellung von 3D-Gebäudedaten auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte.  

 

 

Abbildung 23: Verwaltungsinterne Bereitstellung digitales 

Geländemodell und/oder LoD1 bzw. LoD2 3D-Gebäude - 

(Kreise und kreisfreie Städte) 

 

 

Abbildung 24: Öffentliche Bereitstellung digitales Gelän-

demodell und/oder LoD1 bzw. LoD2 3D-Gebäude ï   (Krei-

se und kreisfreie Städte)
 
 

                                                      

19
 Siehe z.B.: http://www.lgn.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=11055&article_id=51577&_psmand=35; 30.11.2012. 

20
 Unter Level of Detail werden unterschiedliche Detailgrade von 3D-Gebäudedarstellungen verstanden.    

http://www.lgn.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=11055&article_id=51577&_psmand=35
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3D-Stadtmodelle sind ursprünglich zu reinen Visualisierungszwecken und meist kleinräumig aufgebaut wor-

den.
21

 Die Datengrundlage bilden die kommunalen Geobasisdaten, wie beispielsweise ein Digitales Höhenmo-

dell, Orthofotos sowie Gebäudedarstellungen im amtlichen Liegenschaftskataster (ALKIS
®
). Untersuchungen 

ergaben zudem einen hohen Bedarf an 3D-Modellen für eine Vielzahl weiterer Anwendungen (z. B. Bereiche 

Planung, Lärmausbreitung, Energiewende, Navigation, Risikomanagement).
22

 Die 3D-Stadtmodellierung erfolgt 

regelmäßig auf Grundlage von CityGML, einer neuen internationalen Modellierungssprache für 3D-

Geodatenhaltung, über die auch ein interoperabler Datenaustausch mittels Web Services ermöglicht wird.
23  

Der Aufbau und die Aktualisierung von 3D-Stadtmodellen erfordert einen erheblichen Aufwand; angesichts 

dessen sind ressourcensparende Herstellungswege in verschiedenen Veröffentlichungen vorgeschlagen wor-

den. Aufgrund der hohen Änderungsrate von Gebäuden besonders in städtischen Ballungsgebieten wird die 

prozessgesteuerte Fortführung von 3D-Stadtmodellen auf Grundlage des Liegenschaftskatasters vorgeschla-

gen, da dort die Gebäude in der Regel aktuell erfasst werden.
24

 Abbildung 25 und Abbildung 26 veranschauli-

chen 3D-Stadtmodelle am Beispiel der Städte Dresden und Stuttgart.  

 

Abbildung 25: 3D-Stadtmodell Dresden (SN)
25

 

 

 

Abbildung 26: 3D-Stadtmodell Stuttgart (BW)
26

 

Mit der Einbindung diverser weiterer Fachdaten in 3D-Stadtmodelle können sowohl der Informationsgehalt als 

auch die Anschaulichkeit und somit auch Mehrwerte für Bürger, Verwaltung und Wirtschaft erheblich gesteigert 

werden. Planungs-, Verwaltungs- und Bürgerbeteiligungsprozesse lassen sich auf diese Weise erheblich un-

terstützen.  

Vielen Kreisen und kreisangehörigen Kommunen ist oftmals noch nicht bekannt, dass digitale Geländemodelle 

bzw. Auszüge daraus (LoD1, tlw. auch LoD2) bereits über die jeweiligen Landesvermessungsämter landesweit 

verfügbar sind. Die Daten könnten als Rohdaten und in Form von Web Services zur Verfügung gestellt werden 

wie z.B. in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen. Auch auf dem Digitalen Geländemodell (DGM) ba-

sierende moderne Web Processing Services (WPS) werden tlw. bereits landesweit angeboten und können von 

allen berechtigten Stellen problemlos über den Datenverbund genutzt werden. So lassen sich punktuelle und 

auch flächenförmige Angaben zu Höhen, zur Exposition und zur Hangneigung an beliebiger Stelle des Landes 

                                                      

21
 Gröger, G., Benner, J., Dörschlag, D., Drees, R., Gruber, U., Leinemann, K., Löwner, M. (2005): Das interoperable 3D-Stadtmodell der  

    SIG 3D; in: Zeitschrift für Geodäsie, Geoinformation und Landmanagement, Heft 6/2005, S.343-353. 
22

 Petzhold, B. et al. (2004): 3D-Stadtmodelle - Eine Orientierungshilfe für die Städte in NRW; AG 3D-Stadtmodelle des AK Kommunales  

   Vermessungs- und Liegenschaftswesen des Städtetages NRW. 
23

 Kolbe, T. H., Gröger, G., Plümer, L. (2005): CityGML ï Interoperable Access to 3D City Models; Proc. of the First International  

   Symposium on Geo-information for Disaster Management, Delft, The Netherlands, March 21-23, Springer Verlag, 2005. 
24

 Jung, T. et al. (2007): Fortführung von 3D-Stadtmodellen; Zwischenbericht,  gemeinsame Arbeitsgruppe "Fortführung von  

   3D-Stadtmodellen" des Städtetages NRW und der SIG 3D. 
25

 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.dresden.de/de/02/06/02/c_025.php?lastpage=zur%20Ergebnisliste; 27.11.2012. 
26

 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.stuttgart.de/item/show/278129; 27.11.2012. 

http://www.dresden.de/de/02/06/02/c_025.php?lastpage=zur%20Ergebnisliste
http://www.stuttgart.de/item/show/278129
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von all denjenigen abrufen, die über ihre Systeme in der Lage sind, derartige Angebote einzubinden. Die Vor-

haltung aufwändiger Technologien zur Aufbereitung der Rohdaten eines DGMs
27

 vor Ort ist damit entbehrlich, 

was einen erheblichen Synergiegewinn für die Nutzer darstellt und als gutes Beispiel gelungener Land-

Kommunen-Kooperation dient. Darüber hinaus bauen bereits einige Regionalinitiativen in kommunaler Eigen-

regie entsprechende 3D-Modelle auf, um deren praktische Anwendung zu beschleunigen. 

 

Abbildung 27: Geodatenbereitstellung digitales Geländemodell 

und/oder LoD1 bzw. LoD2 3D-Gebäude - verwaltungsintern (kreisan-

gehörige Städte und Gemeinden) 

 

Abbildung 27 zeigt die kreisangehörigen 

Kommunen, die bereits über ein 3D-Modell 

in unterschiedlichen Detaillierungsgraden 

verfügen. Die Bereitstellung und Nutzung 

der LoD2-Daten ist momentan noch ver-

gleichsweise gering ausgeprägt, wird aber 

kontinuierlich zunehmen. Zukünftige kom-

munale Einsatzfelder sind denkbar bei-

spielsweise 3D-Analysen sowie Sichtbar-

keitsanalysen bei konkreten Bauvorhaben 

im städtebaulichen Innen- und Außenbe-

reich, Unterstützung bei der Erstellung von 

Energieatlanten sowie allgemein zur Stei-

gerung transparenter Öffentlichkeitsarbeit 

und Bürgerbeteiligungsverfahren. 

DGM-Originaldaten
28

 können im Zuge von 

Rahmenvereinbarungen allen Städten, 

Kreisen und Gemeinden bereitgestellt wer-

den. Allerdings fehlen vielen Kommunen 

die technischen Werkzeuge zur Aufberei-

tung und Analyse der Rohdaten bzw. ge-

eignetes Fachpersonal zur Umsetzung 

dieser Aufgabe. Angesichts dessen ist die 

breite Nutzung auch in der Fläche bei wei-

tem noch nicht erreicht, sodass hier noch 

erhebliches Entwicklungspotenzial 

schlummert. Jedoch muss auch dieses 

Potenzial erst mit einem kommunalen Kon-

text (Lebenslagenbezug) aufgezeigt wer-

den.  

Im Hinblick auf technische Werkzeuge zur Aufbereitung und Analyse der Rohdaten bietet die Geoinformations-

branche zahlreiche Lösungen an, z.B. aus dem umfangreichen Bereich der Energiewende (Solarpotenzial, 

Windenergieausbau, energetische Gebäudesanierungen u.v.m.). 

 

 

 

 

                                                      

27
 Z.B. Regionalverband Ruhr sowie die Region Ostwestfalen-Lippe (beide NRW). 

28
 DGMé Digitales Geländemodell. 
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3.6 Bauleitplandaten   

Die Erstellung von Bauleitplänen (Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, Vorhaben- und Erschließungsplan, 

§34-er Satzung etc.) und sonstigen Planungs- und Dokumentationskarten für die Bereiche Stadtentwicklung, 

Bauordnung, Denkmalpflege und Stadtarchäologie stellt eines der ältesten und bedeutendsten Anwendungs-

gebiete von GIS in kreisfreien Städten und Gemeinden dar. Heute werden Bauleitpläne nicht nur mit GIS 

(und/oder CAD) erstellt und intern verwaltet, sondern auch über Kartendienste bereitgestellt. Musste der Bürger 

oder Architekt noch Ende der neunziger Jahre eine Lichtpause erwerben, in der die roten und blauen Baugren-

zen manuell nachgezeichnet werden mussten, kann er sich heute bequem den Plan (evtl. inklusive Begrün-

dung und Gestaltungssatzung etc.) im Internet als PDF-Datei herunterladen und z.B. ausschnittsweise in Farbe 

ausdrucken. Die optimierte Suche eines Bebauungsplanes sowie die Recherche einer Adresse sind häufig 

genutzte Funktionen eines kommunalen Kartenservers. Viele kreisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden 

bieten einen derartigen Service bereits an. Gemeinden ohne eigenes Geoportal schließen sich meist kreisweit 

zusammen und nutzen gemeinsam einen derartigen Dienst, den die jeweilige Kreisverwaltung in Verbindung 

mit den benötigten amtlichen Geobasisdaten pflegt und bereitstellt. Abbildung 28 und Abbildung 29 veran-

schaulichen die interne/öffentliche Bereitstellung von Bauleitplandaten im Bereich der kreisangehörigen 

Städte und Gemeinden. 

 

 

Abbildung 28: Geodatenbereitstellung Bebauungspläne 

(kreisangehörige Städte und Gemeinden) 

 

 

Abbildung 29: Geodatenbereitstellung Flächennutzungs-

pläne (kreisangehörige Städte und Gemeinden) 

Über 50% aller an der Umfrage teilnehmenden Kommunen (512 von 1018) stellen Bauleitplandaten in Form 

von Flächennutzungsplänen behördenintern als Rasterdaten und 32 % als Vektordaten zur Verfügung. 

Bebauungspläne haben 629 bzw. 62 % als Rasterdaten und ca. 34 % als Vektordaten aufbereitet. 41 bzw. 4 

% der an der Umfrage teilnehmenden Kommunen stellen nur Flächennutzungspläne,  471 bzw. 46 % der 

Kommunen beide Planungsunterlagen verwaltungsintern zur Verfügung. Der Trend ist in allen Bundeslän-

dern feststellbar. Demzufolge wird das Thema Bauleitplanung und Geoinformation in den meisten Kommunen 

mit hoher Priorität vorangetrieben. Mit 202 bzw. 19,8 % aller an der Umfrage teilnehmenden Kommunen ist die 

Anzahl derer, die Bauleitplandaten öffentlich zur Verfügung stellen, vergleichsweise gering. In den Bundes-
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ländern Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Sachsen, Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Hessen stellen insbesondere kreisfreie Städte und Gemeinden nur 

sehr vereinzelt Geoinformationen zu diesem Themenbereich öffentlich bereit. Hier ist eine Unterstützung sei-

tens oder eine Kooperation mit den Kreisen anzustreben, da die Aufgaben gemeinsam kostengünstiger und zu 

beiderseitigem Vorteil angegangen werden können.  

Abbildung 30 bis Abbildung 33 veranschaulichen die Bereitstellung von Bauleitplandaten im Bereich der kreis-

freien Städte und Kreise. Unterschieden wird dabei zwischen der Bereitstellung von Raster- und Vektordaten 

sowie interner und öffentlicher Bereitstellung. 

 

 

Abbildung 30: Verwaltungsinterne Geodatenbereitstellung 

Bauleitplandaten (Raster) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 31: Öffentliche Geodatenbereitstellung Bauleit-

plandaten (Raster) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

Im Rahmen der Bereitstellung dominiert bislang das Szenario 1 ĂRaster und Umringñ aus dem ĂRahmenkon-

zept für den produktiven Einsatz von xPlanungñ.
29  

Im Einzelnen werden die Geltungsbereiche der Bebauungspläne dargestellt und zusätzliche Informationen bis 

hin zu Satzungen, Genehmigungen, Originalplänen als PDF oder Bilddateien, Legenden, textliche Festsetzun-

gen und Begründungen angeboten. Qualität und Quantität der Angebote variieren erheblich, ebenso wie die 

Vorgehensweisen, sodass empfohlen wird, derartige Projekte mindestens nach dem Szenario 1 des o.g. Rah-

menkonzepts umzusetzen.  

Das in Rede stehende Konzept beinhaltet sechs Szenarien, von denen das Szenario 1 ĂRaster und Umringñ mit 

einheitlichem Sachdatensatz von jeder Kommune ohne größere Schwierigkeiten umgesetzt werden könnte.  

Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die dafür notwendigen Ressourcen zur Verfügung stehen. 

                                                      

29
 Rahmenkonzept für den produktiven Einsatz von XPlanung; Bimüller et al. 2009;  

   http://geoportal.brandenburg.de/fileadmin/user_upload/unterlagen/efre/XPlanungRahmenkonzept_v1_0_0.pdf; 27.11.2012. 

http://geoportal.brandenburg.de/fileadmin/user_upload/unterlagen/efre/XPlanungRahmenkonzept_v1_0_0.pdf
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Abbildung 32: Verwaltungsinterne Geodatenbereitstellung 

Bauleitplandaten (Vektor) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 33: Öffentliche Geodatenbereitstellung Bauleit-

plandaten (Vektor) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

Der Standard x-Planung sollte bundesweit anerkannt und umgesetzt werden, um im Bereich der Bauleitpläne 

mittelfristig eine einheitliche Qualität zum Vorteil aller Datenbereitsteller und -nutzer zu erreichen. Abbildung 34 

bis Abbildung 37 veranschaulichen verschiedene Beispiele öffentlicher Bereitstellung von Bauleitplandaten. 

 

Abbildung 34: Bereitstellung von Bauleitplandaten - kreis-

angehörige Stadt Soest (NW)
30

 

 

Abbildung 35: Bereitstellung von Bauleitplandaten  - kreis-

angehörige Stadt Biberach an der Riss (BW) 
31

 

                                                      
30

 Abbildung entnommen aus: URL: http://gis.soest.de/soest_blp; 27.11.2012.                                               












































































































